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A Problem und Ziel 

 

Nach Artikel 61 Absatz 4 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern dürfen in ein 

Haushaltsgesetz nur Vorschriften aufgenommen werden, die sich auf die Einnahmen und die 

Ausgaben des Landes und auf den Zeitraum beziehen, für den das Haushaltsgesetz beschlossen 

wird. Gleiches gilt sinngemäß für einen Nachtragshaushalt. Die die Nachtragshaushalts-

gesetzgebung notwendig begleitenden Regelungen werden daher in diesem Entwurf des 

Haushaltsbegleitgesetzes zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2020 zusammengefasst. 

 

Mit Artikel 1 wird ein Sondervermögen „Förderung der Universitätsmedizinen des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern“ errichtet. 

 

Alle Krankenhäuser haben in Deutschland einen wesentlichen Beitrag zur Abwendung der 

COVID-19-Pandemie geleistet. In Mecklenburg-Vorpommern kam dabei den beiden Uni-

versitätsmedizinen, die vorbildlich agierten, eine besonders große Bedeutung zu. Die Arbeit im 

Zuge der Pandemie hat auch Schwachstellen an den Universitätsmedizinen des Landes 

insbesondere im investiv-infrastrukturellen Bereich offengelegt, für die zusätzliche finanzielle 

Mittel für erforderlich gehalten werden. 

 

Das investive Geschehen an einem Universitätsklinikum ist nicht nur durch Baumaßnahmen, 

sondern maßgeblich auch durch Investitionen in Geräte bestimmt. Dabei stellt die fort-

schreitende Digitalisierung alle Kliniken vor neue Herausforderungen. 
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Mit Artikel 2 wird das Gesetz über die Errichtung des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ 

geändert. Die mit dem ersten Nachtragshaushalt 2020 eröffneten zusätzlichen finanziellen 

Spielräume von 700 Millionen Euro im Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ sind durch 

Programme und Maßnahmen untersetzt. Es liegen konkrete Anträge oder Beschaffungsaufträge 

der Landesverwaltung mit einem Gesamtvolumen von knapp 376 Millionen Euro vor 

(53,7 Prozent). Davon wurden mit Stand 29. September 2020 über 317 Millionen Euro 

(45,2 Prozent) bewilligt oder ausgezahlt. Vor allem in den Bereichen mit bislang geringem 

Mittelabfluss ist im weiteren Jahresverlauf mit einer steigenden Inanspruchnahme der Mittel zu 

rechnen. Die Notwendigkeit für einen Zweiten Nachtrag 2020 ergibt sich aus weiteren 

Coronabedingten Finanzierungsbedarfen, die nicht aus dem bestehenden Sondervermögen 

„MV-Schutzfonds“ gedeckt werden können. 

 

Mit Artikel 3 wird das Kredittilgungsplangesetz 2020 geändert. Es wird ein Tilgungsplan für 

die auf Grundlage der Kreditermächtigung gemäß § 2 Absatz 2a Haushaltsgesetz 2020/2021 in 

der Fassung des Entwurfs des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2020 in Verbindung mit 

§ 18 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern beab-

sichtigte Kreditaufnahme verbindlich festgelegt. Vorgesehen ist nunmehr, mit der Tilgung im 

Jahr 2025 zu beginnen und den Kreditbetrag mit einem gleichbleibenden jährlichen Betrag von 

142,5 Millionen Euro über 20 Jahre abzutragen. 

 

Mit Artikel 4 wird das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern geändert. 

Anpassungsbedarfe bestehen im Wesentlichen, um die durch COVID-19-bedingten finan-

ziellen Belastungen der Kommunen für die Jahre 2020 und 2021 auszugleichen. Zwar ist mit 

der Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern im April dieses 

Jahres eine Anhebung der kommunalen Finanzausstattung um 352 Millionen Euro erfolgt. Die 

Corona-Pandemie hat jedoch zu erheblichen negativen Auswirkungen auf die kommunalen 

Haushalte geführt. Des Weiteren sind vereinbarungsgemäß die Beträge für den Überhang bei 

den Kosten der Unterkunft und Heizung festzusetzen. Die Umsetzung des Breitbandausbaus ist 

zudem landesweit weiterhin sicherzustellen. 

 

Mit Artikel 5 legt die Landesregierung einen Gesetzentwurf zur Änderung des Verbund-

quotenfestlegungsgesetzes 2020/2021 vor. Mit dem Entwurf wird der quotale Anteil der 

Kommunen an den Einnahmen des Landes nach der Veränderung der Verbundgrundlagen für 

das Haushaltsjahr 2021 neu festgelegt. Zudem soll gemäß dem Ergebnis des Gesprächs der 

Landesregierung mit den kommunalen Landesverbänden vom 21. September 2020 die 

Festlegung erfolgen, dass die Ermächtigung zur Nettokreditaufnahme des Sondervermögens 

„Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ von insgesamt 150 Millionen 

Euro im Jahr 2021 bis zu einem Betrag von 25,5 Millionen Euro genutzt wird. Dazu kommt das 

vorhandene Guthaben des Sondervermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-

Vorpommern“ in Höhe von 10 Millionen Euro. Insgesamt sollen im Jahr 2021 damit dem 

Sondervermögen „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ 35,5 Millionen 

Euro entnommen und der Finanzausgleichsmasse gemäß § 13 Finanzausgleichsgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern zugeführt werden. Damit leistet das Sondervermögen einen 

notwendigen Beitrag zur Stabilisierung der Finanzausstattung der Kommunen in 2021. Die 

Tilgung des Kredits von 25,5 Millionen Euro erfolgt gemäß § 3 Absatz 3 Kommunales 

Ausgleichsfondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern. 
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Artikel 6 ändert das Landeshochschulgesetz. Im Zusammenhang mit Artikel 1 - Sonder-

vermögensgesetz „Universitätsmedizinen MV“ - ist die Grundlage für eine Intensivierung der 

Zusammenarbeit zwischen den Universitätsmedizinen und der Staatlichen Hochbauverwaltung 

geschaffen worden. Dies soll in Form von personell verstärkten separaten Organisations-

einheiten („Bauhütte-Universitätsmedizin“) als ein geeignetes Instrument, dem dringenden 

Bau- und Unterhaltungsbedarf der Universitätsmedizinen zeit- und bedarfsgerecht nach-

zukommen, erfolgen.  
 

Artikel 7 trifft Regelungen zum Inkrafttreten der einzelnen Artikel des Haushalts-

begleitgesetzes zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2020. 

 

 
B Lösung  

 

1. Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Förderung der Universitäts-

medizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ 

 

Beabsichtigt ist die Errichtung eines Sondervermögens „Förderung der Universitätsmedizinen 

des Landes Mecklenburg-Vorpommern“, das mit maximaler Flexibilität bei der unter- und 

überjährigen Nutzung der Mittel einhergehen soll. Damit soll erreicht werden, dass die 

Universitätsmedizinen den ermittelten Investitionsstau abbauen können und flankierend 

Synergieeffekte durch gemeinsame Konzepte ziehen können. So sind bei den Geräten durch 

das Vorhalten von Geräteparks und Fortschritte in der Technik Optimierungen zu erwarten. 

Auch Einkaufsgemeinschaften der Universitätsmedizinen können zur Kosteneffizienz 

beitragen. Andererseits sind auch Preissteigerungen bei Neuerwerb zu berücksichtigen. Ziel 

muss es sein, die Investitionslücken schrittweise abzubauen. 

 

Das Sondervermögen soll durch eine Zuführung aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 

mit einem Betrag von insgesamt 360 Millionen Euro ausgestattet werden. 

 

Insbesondere sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

 

- Finanzierung von Investitionen in medizinische Geräte und Großgeräte der Universitäts-

medizinen für die Krankenversorgung sowie Forschung und Lehre, 

- Finanzierung von Baumaßnahmen einschließlich Ersteinrichtungen und Bauunterhalt an den 

Universitätsmedizinen, 

- Finanzierung von sonstigen Investitionen, 

- Finanzierung der Digitalisierungsinvestitionen der Universitätsmedizinen. 

 

Ferner sollen zur Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den Universitätsmedizinen und 

der Staatlichen Hochbauverwaltung personell verstärkte separate Organisationseinheiten 

(„Bauhütte-Universitätsmedizin“) als ein geeignetes Instrument eingerichtet werden, um dem 

dringenden Bau- und Unterhaltungsbedarf der Universitätsmedizinen zeit- und bedarfsgerecht 

nachzukommen. Dazu werden an jedem Standort bis zu fünf Dienstposten zusätzlich 

eingerichtet, die die bereits bestehenden Strukturen für den Klinikbaubereich ergänzen. Die 

nähere Ausgestaltung wird mit der Änderung in Artikel 6 vorgenommen. 
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2. Änderung des Sondervermögensgesetzes „MV-Schutzfonds“ 

 

Mit der Aufstockung des Sondervermögens sollen die Finanzierungsbedarfe für die neuen 

Schwerpunkte Bildung und Wissenschaft, Unterstützung der Kommunen sowie Digitalisierung 

abgebildet werden. Zudem stellen die weitergehenden Bedarfe für Investitionen in Kranken-

häuser und Universitätskliniken einen wesentlichen Schwerpunkt dar. Der Schwerpunkt 

Wirtschaft heißt nunmehr Wirtschaft und Arbeit. 

 

Die aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ finanzierten Maßnahmen bilden die abseh-

baren Coronabedingten Bedarfe für die Jahre 2020 bis 2024 ab. In Einzelfällen, vor allem bei 

langfristigen Investitionen (Krankenhausfinanzierung, Universitätsmedizinen), stehen Mittel 

auch bis 2025 bereit. Bei der Bemessung der Mittel im Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 

wurden auch mittelfristig bereits vorgesehene Maßnahmen berücksichtigt, sofern diese einen 

Corona-Bezug aufwiesen und deren Umsetzung daher finanziell abgesichert und beschleunigt 

werden sollte. In Summe ergeben sich für das Haushaltsjahr 2021 sowie für die mittelfristigen 

Ansätze 2022 bis 2024 finanzielle Entlastungen von rund 461 Millionen Euro. 

 

Das Sondervermögen soll außerdem die zusätzlichen Kofinanzierungsbedarfe für das Bundes-

konjunkturprogramm und weitere Programme des Bundes oder der EU in Höhe von rund 

487 Millionen Euro sowie die erforderlichen Mittel zur Kompensation von Mindereinnahmen 

aufgrund Coronabedingter Steuerrechtsänderungen in Höhe von rund 298 Millionen Euro 

berücksichtigen. Für etwaige weitere Kofinanzierungsbedarfe, die aus zusätzlichen Pro-

grammen des Bundes oder der EU erwachsen können, ist unter „Sonstige Maßnahmen“ eine 

Reserve in Höhe von rund 134 Millionen Euro berücksichtigt. 

 

 

a) Schwerpunkt Bildung und Wissenschaft 

 

aa) Digitalisierung von Schule 

 
Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, dass schnelle und auch grundlegende Anstren-

gungen erforderlich sind, um für die etwa 180 000 Schülerinnen und Schüler möglichst gute 

Bildungs- und damit auch Lebenschancen zu ermöglichen. 

 

Die Landesregierung plant zahlreiche Maßnahmen zur weiteren effektiven und nachhaltigen 

Unterstützung der Schulen mit dem Schwerpunkt auf Digitalisierung. Insgesamt sollen hierfür 

über das Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ rund 80 Millionen Euro zur Verfügung gestellt 

werden. Insbesondere sollen damit unter anderem der massive Ausbau der Fort- und Weiter-

bildung der Lehrkräfte (einschließlich einer integrierten Fortbildungsdatenbank), Investitionen 

in die digitale Infrastruktur und die Beschaffung und Integration von digitalen Lern- und 

Lehrmaterialien in den Fokus genommen werden. Darüber hinaus sind die Schaffung eines 

Schulmedienzentrums und einer Digitalen Schule beabsichtigt. Für die effektive Projektierung 

und Administrierung ist geplant, ein Projektmanagement einzuführen. 
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Die vorgesehenen Maßnahmen beinhalten dabei auch Aufgaben, die im Eigentlichen den 

Schulträgern nach dem Schulgesetz zugewiesen und durch diese zu finanzieren sind. Um hier 

eine schnelle Umsetzung zu ermöglichen, ist das Land bereit, zur Unterstützung der Kommunen 

eine Anschubfinanzierung in Höhe von bis zu 40 Millionen Euro zu gewähren. Dies setzt 

allerdings vorherige Vereinbarungen über die notwendige Anschlussfinanzierung (laufende 

Kosten und Ersatzbeschaffungen) durch die Schulträger voraus. Das Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur ist gehalten, diese Vereinbarungen schnellstmöglich abzuschließen, 

um sicherzustellen, dass die den Schulträgern zuzuordnenden Maßnahmen nicht dauerhaft vom 

Land zu finanzieren sind. 

 

 

bb) Digitalisierung der Hochschulen 

 

Die Corona-Pandemie hat die Hochschulen des Landes durch die Notwendigkeit der Distanz-

lehre vor erhebliche Herausforderungen gestellt. Auch wenn es gelang, das Sommersemester 

2020 unter den gegebenen Umständen und mit erheblichen Improvisationen gut durchzuführen, 

hat sich doch gezeigt, dass es erhebliche Bedarfe an den Hochschulen gibt. Bei Fortsetzung der 

Pandemie sind daher erhebliche Anstrengungen notwendig, um den Lehrbetrieb aufrecht-

zuerhalten und für zukünftige Katastrophen zu ertüchtigen. 

 

Die angemeldeten Mehrbedarfe beziehen sich dabei insbesondere auf Maßnahmen zur 

Verbesserung der Distanzlehre einschließlich zusätzlicher Lizenzen, dauerhaftem Support und 

Leistungsentgelten. Dazu gehören insbesondere interoperable Lehr- und Lernplattformen, 

Lizenzen für Lernsoftware und die notwendige technische Ausstattung. Es zeigt sich weiter, 

dass zur Digitalisierung von Studium und Lehre nicht nur die direkten Maßnahmen in der 

Distanzlehre gehören, sondern auch die notwendigen Investitionen in die Rahmenbedingungen. 

Dazu gehören insbesondere die Digitalisierung der Studierendenverwaltung (Stichwort CMS), 

aber auch die Anschaffung von Hardware. 

 

Durch die Bereitstellung der zusätzlichen Mittel soll nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit der 

Hochschulen weiter erhöht, sondern auch der Anschluss an nationale und internationale 

Entwicklungen gewährleistet werden. Hierzu sollen Mittel in Höhe von insgesamt 40 Millionen 

Euro bereitgestellt werden. In den 40 Millionen Euro ist als Eigenbeitrag der Hochschulen und 

Universitäten die Zahlung von 10 Millionen Euro aus der Hochschulrücklage vorgesehen. Die 

Hochschulrücklage dient den Hochschulen und Universitäten unter anderem zur Absicherung 

unvorhergesehener Bedarfe und Durchführung zwingend notwendiger Maßnahmen. Die 

Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die schnellstmögliche Umsetzung der Digitalisierung nun 

Priorität haben muss. 
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cc) Alternative Lehrformate im Krankenhausbetrieb der Universitätsmedizinen 

 

Wesentlicher Inhalt der aktuellen Corona-Abweichungs-Verordnungen des Bundes für die 

Ausbildung von Ärzten und Zahnärzten ist die Coronabedingte Umstellung von Ausbildungs- 

und Prüfungsmaßnahmen zum Schutz der Patienten. Angesichts der epidemischen Lage, 

insbesondere um das Infektionsrisiko zu minimieren, wurde durch den Bund die Möglichkeit 

eröffnet, die Unterrichtsveranstaltungen ganz oder teilweise durch digitale Lehrformate zu 

ersetzen. Um zu gewährleisten, dass die Studierenden dieser Fachrichtungen ihr Studium ohne 

erhebliche zeitliche Verzögerung abschließen können, ist zudem laut Verordnungserläuterung 

die Möglichkeit eröffnet, dass Teile der (zahn-)ärztlichen Prüfung an Simulationspatienten, 

Simulatoren, am Phantom oder an einem anderen geeigneten Medium durchgeführt werden 

können. 

 

Die Universitätsmedizinen müssen hierfür die infrastrukturellen Voraussetzungen schaffen, 

indem entsprechende Investitionen für Simulation und digitale Lehrformate in Ersetzung und 

Ergänzung der klinischen Praxis erfolgen. Hierfür sollen rund 9,3 Millionen Euro zur 

Verfügung gestellt werden. 

 

 

dd) Ausbau Ganztagsbetreuung 

 

Das Land stellt Kofinanzierungsmittel in Höhe von rund 3,2 Millionen Euro für die im Rahmen 

des Konjunkturpakets des Bundes vom Juni 2020 beabsichtigte Beschleunigung des Ausbaus 

der Ganztagsschulen und der Ganztagsbetreuung zur Verfügung. Der Bund beabsichtigt, den 

Ländern zusätzlich zu den laut Koalitionsvertrag vorgesehenen 2 Milliarden Euro an 

Investitionsmitteln für die Beschleunigung des Ausbaus der Ganztagsschulen und der 

Ganztagsbetreuung in einem ersten Schritt weitere 750 Millionen Euro zur Verfügung zu 

stellen. Auf Mecklenburg-Vorpommern würden davon rund 14,9 Millionen Euro entfallen 

(unter Zugrundelegung des Königsteiner Schlüssels). Es ist beabsichtigt, die Programmmittel 

für Investitionen in Horte und Grundschulen einzusetzen. Ein koordinierender Lenkungs-

ausschuss vom Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur und vom Ministerium für 

Soziales, Integration und Gleichstellung soll eingesetzt werden. 

 

 

ee) Aufstockung des Schulbauprogramms 

 

Das Land unterstützt den Schulbau zusätzlich im Umfang von 100 Millionen Euro. Schwer-

punkt der Förderung sind die Sanierung und die Erweiterung von Schulgebäuden im Bereich 

der allgemeinbildenden Schulen. Die Federführung liegt bei dem Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur und dem Ministerium für Inneres und Europa. 

 

Diese zusätzlichen Mittel stehen neben den bereits bestehenden Programmen von Land, Bund 

und der Europäischen Union (Kommunalinvestitionsförderungsgesetz, Kapitel 1 und 2; 

verschiedene Programme der Städtebauförderung, Sportstättenbau und ländliche Entwicklung 

aus ELER; Sondervermögen „Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern“; „Schul-

paket“ Ausgleichsrücklage, Sonderbedarfszuweisung sowie Kofinanzierungshilfe) für Maß-

nahmen der Förderung von kommunalen Schulbaumaßnahmen zur Verfügung. 
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b) Schwerpunkt Gesundheit 

 

aa) Errichtung des Sondervermögens „Universitätsmedizinen MV“ 

 

Aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ sollen 360 Millionen Euro dem Sonder-

vermögen „Universitätsmedizinen MV“ zugeführt werden. Im Übrigen wird auf die Artikel 1 

und 6 verwiesen. 

 

 

bb) Aufstockung der Einzelfördermaßnahmen nach Landeskrankenhausgesetz  

 

Die Corona-Pandemie stellt die Krankenhäuser des Landes vor besondere Herausforderungen. 

Daher sollen Krankenhausinvestitionen (Einzelförderungen gemäß § 12 Landeskrankenhaus-

gesetz) der Jahre 2021 bis 2025 im Umfang von insgesamt 51 Millionen Euro vorgezogen und 

auf 69,3 Millionen Euro aufgestockt werden. Die Mittel in Höhe von 69,3 Millionen Euro 

werden im Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ zur Verfügung gestellt. Damit werden die 

Krankenhäuser in Mecklenburg-Vorpommern in die Lage versetzt, wichtige Investitionen 

bereits jetzt anzuschieben. Die Verpflichtung der Landkreise und kreisfreien Städte zur 

Kofinanzierung (40 Prozent) bleiben hiervon unberührt. 

 

 

cc) Kofinanzierung Krankenhauszukunftsgesetz 

 

Der Bund stellt nach dem Entwurf des Krankenhauszukunftsgesetzes 3 000 Millionen Euro für 

Investitionen in eine moderne und bessere Ausstattung der Krankenhäuser bereit. Schwer-

punkte sind moderne Notfallkapazitäten, digitale Infrastruktur, IT-Sicherheit und regionale 

Versorgungsstrukturen. Mecklenburg-Vorpommern stehen voraussichtlich Mittel des Bundes 

in Höhe von rund 60 Millionen Euro zur Verfügung. Die notwendige Kofinanzierung im 

Verhältnis 70 Prozent Bund zu 30 Prozent Land kann bezüglich des Landesanteils auch 

grundsätzlich vollständig oder teilweise durch die Krankenhausträger erfolgen. Dabei ist die 

jeweilige finanzielle Leistungsfähigkeit der Krankenhausträger zu beachten. Vorsorglich ist die 

vom Land aufzubringende Kofinanzierung in Höhe von rund 26 Millionen Euro im 

Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ berücksichtigt worden. 

 

Gefördert werden können auch Vorhaben von Hochschulkliniken und Vorhaben, an denen 

Hochschulkliniken beteiligt sind, allerdings begrenzt auf höchstens 10 Prozent des dem Land 

zustehenden Anteils der Fördermittel (6 Millionen Euro). Dieser Anteil (zuzüglich der 

Kofinanzierung) von rund 8,6 Millionen Euro soll zugunsten der Universitätskliniken in 

Rostock und Greifswald voll ausgeschöpft werden. 

 

 

dd) Einrichtung eines Studiengangs Intensivpflege/Intensivmedizin  

 

Angesichts des bundesweiten Mangels an Intensivpflegekräften sowie der fortschreitenden 

Erhöhung an notwendiger Fach-, Technik- und Methodenkompetenz in der Intensivmedizin 

bedarf es zum Erhalt der grundsätzlichen qualitativen und kapazitären Leistungsfähigkeit in der 

Hochleistungsmedizin in Mecklenburg-Vorpommern dringend eines Angebots an akade-

mischer Ausbildung von Fachkräften in der Intensivpflege/Intensivmedizin. 
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Daher ist ab 2021 die Einrichtung des Intensivpflegestudiengangs an der Universitätsmedizin 

Rostock geplant, welcher sich an berufserfahrene Pflegekräfte mit Hochschulreife oder 

Hochschulzugangsberechtigung durch Berufserfahrung wendet. Die für die Jahre 2021 bis 2025 

benötigten Mittel in Höhe von 2,73 Millionen Euro sollen als Anschubfinanzierung bereit-

gestellt werden. 

 

 

ee) Sachkosten Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern nimmt insbesondere 

während der Corona-Pandemie eine wichtige Stellung im Öffentlichen Gesundheitsdienst ein. 

Zur Stärkung der Arbeitsfähigkeit des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-

Vorpommern während der Corona-Pandemie und bei der Bekämpfung ihrer Folgen werden im 

Schutzfonds zusätzliche Bedarfe in Höhe von rund 0,66 Millionen Euro im Bereich der 

Digitalisierungsmaßnahmen und rund 4,7 Millionen Euro im Bereich der Gesundheits-

maßnahmen berücksichtigt. 

 

 

ff) Gesundheitszentren und Arztpraxen im ländlichen Raum/Fortbildungsmaßnahmen 

 

Arztpraxen und Gesundheitszentren im ländlichen Raum sollen verstärkt gefördert werden. In 

den letzten Jahren hat sich gezeigt, dass gerade die Investitionen in eine eigene Arztpraxis für 

viele Ärztinnen und Ärzte eine erhebliche Hürde darstellen, um insbesondere eine Tätigkeit auf 

dem Land aufzunehmen. Zudem ist es wichtig, zukünftigen Ärztinnen und Ärzten Nieder-

lassungsmöglichkeiten im Arztberuf zu schaffen, die es ihnen ermöglichen, den Arztberuf ohne 

erhebliche finanzielle Risiken mit dem Privatleben zu vereinen. 

 

Hierzu ist die Einrichtung von Gesundheitszentren, die den niedergelassenen Ärztinnen und 

Ärzten Praxisräume vermieten und somit für diese erheblichen Investitionen vermeiden, 

besonders geeignet. Darüber hinaus können in Gesundheitszentren auch andere Synergie-

Effekte erzielt werden, nämlich dass medizinisches Geräte oder auch Personal für mehrere 

Ärztinnen und Ärzten zur Verfügung gestellt wird und das Fachärztinnen und Fachärzte, die 

sich in eigener Niederlassung befinden, zusätzlich tagesweise in Form einer Zweigpraxis in 

einem Gesundheitszentrum tätig werden. 

 

Wenn es gelingt, Ärztinnen und Ärzten gute Arbeitsbedingungen ohne zu hohe Investitions-

risiken zur Verfügung zu stellen, wird die Sicherstellung der ambulanten medizinischen 

Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern auch in den nächsten Jahren gelingen. 

 

Ebenfalls soll zur Sicherung des Fachkräftebedarfs von Kinder- und Jugendmedizinern im Land 

auch eine erhöhte Anzahl an Weiterbildungsstellen für diese Facharztausbildung geschaffen 

werden. Für die Gesundheitszentren und Arztpraxen im ländlichen Raum sowie die Fortbildung 

sind insgesamt 19 Millionen Euro vorgesehen. 
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c) Schwerpunkt Kommunen 

 

aa) Aufstockung der kommunalen Finanzausstattung 

 

Nach dem Ergebnis des Gesprächs zwischen der Landesregierung und den kommunalen 

Landesverbänden am 21. September 2020 hat das Land zugesagt, die kommunalen Einnahmen 

in den Jahren 2020 und 2021 durch zusätzliche Beträge von 162,5 Millionen Euro zu stabili-

sieren, die durch das Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ zu finanzieren sind. 

 

Das Land stellt seinen Gemeinden unter Einbeziehung der Bundesmittel noch im Jahresverlauf 

2020 eine pauschale Kompensation von 120 Millionen Euro für Gewerbesteuerausfälle bereit. 

Die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden erfolgt entsprechend der Empfehlung des 

FAG-Beirates anhand eines Mischschlüssels. Der Finanzierungsanteil des Landes beträgt 

60 Millionen Euro. 

 
Im Jahr 2021 erfolgt eine einmalige Aufstockung der Schlüsselzuweisungen um einen Betrag 

von 35,5 Millionen Euro. Ferner wird für kommunale Zwecke einmalig ein zusätzlicher Betrag 

von 67 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, um die Gewerbesteuerausfälle im Jahr 2021 zu 

kompensieren und gegebenenfalls entsprechende Bundesmittel zu ergänzen. 

 

 

bb) Zusätzliche Maßnahmen im Bereich Breitbandausbau 

 

Der Breitbandausbau im Land soll weiterhin forciert werden. Hier entstehen gegenüber den 

bisherigen Bedarfen aus den ersten Calls zum Breitbandprogramm des Bundes, die über das 

bislang mit 507 Millionen Euro ausgestattete Sondervermögen „Breitbandausbau in 

Mecklenburg-Vorpommern“ abgedeckt sind, weitere Finanzierungsbedarfe. Bei der 

sogenannten „Nachverdichtung“ im Rahmen des Bundesförderprogramms Breitband handelt 

es sich um die Förderung von zusätzlichen Breitbandanschlüssen, bei denen erst im Rahmen 

des laufenden Ausbaus im Projektgebiet eine Unterversorgung festgestellt wurde. Im Rahmen 

des „Graue Flecken“-Programms sollen Gebiete, die noch nicht gigabitfähig sind, gefördert 

werden. Insgesamt entstehen hier Kofinanzierungsverpflichtungen von rund 300 Millionen 

Euro. Davon entfallen rund 200 Millionen Euro auf das Land und rund 100 Millionen Euro auf 

die Kommunen. Die Finanzierung wird zu gleichen Konditionen wie beim Ursprungsprogramm 

erfolgen, das heißt auch die kommunalen Eigenanteile werden aus dem Sondervermögen 

vorfinanziert und durch spätere Entnahmen aus dem Sondervermögen „Kommunaler Aufbau-

fonds Mecklenburg-Vorpommern“ refinanziert. Dazu soll die Ermächtigung zur Entnahme aus 

dem Sondervermögen „Kommunaler Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern“ nach § 28 

Absatz 5 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern von 2029 auf 2034 verlängert 

werden. Aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ sollen dem Sondervermögen „Breit-

bandausbau in Mecklenburg-Vorpommern“ einmalig 200 Millionen Euro in 2021 zusätzlich 

zugeführt werden. 
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cc) Kofinanzierung des ÖPNV-Rettungsschirms 

 

Das Land übernimmt den Hauptteil der notwendigen Kofinanzierung für den gemeinsamen 

ÖPNV-Rettungsschirm von Bund und Ländern. Die Finanzierung des vorgesehenen 

Defizitausgleichs erfolgt zu 50 Prozent durch den Bund. Im Ergebnis des Gesprächs zwischen 

der Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden am 21. September 2020 wurde 

vereinbart, dass im sonstigen ÖPNV 40 Prozent durch das Land und 10 Prozent durch die 

Kommunen und kommunalen Aufgabenträger getragen werden. Nach aktueller Einschätzung 

sind hierfür landesseitig 22,2 Millionen Euro im Jahr 2020 erforderlich. 

 

 

d) Schwerpunkt Digitalisierung 

 

Die Corona-Pandemie zeigt, dass zur dauerhaften Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit der 

Landesverwaltung erhebliche Handlungsbedarfe im Bereich der Digitalisierung bestehen. Vor 

diesem Hintergrund sollen aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 400 Millionen Euro 

bereitgestellt werden; davon rund 110 Millionen Euro für das Programm „Zukunft der 

Verwaltung“ und rund 290 Millionen Euro für den Bereich Digitalisierung (sogenanntes 

„Digitalisierungspaket“). 

 

 

aa) Zukunft der Verwaltung 

 

Im Rahmen des Programms „Zukunft der Verwaltung“ ist beabsichtigt, eine Organisations-

einheit zur Beratung der gesamten Landesverwaltung in den Bereichen Geschäftsprozess-

optimierung, Organisationsberatung und Projektmanagement und -controlling zu etablieren 

(rund 5 Millionen Euro). Mit MV-Flix sollen allen Beschäftigten der Landesverwaltung Lern- 

und Schulungsinhalte digital zur Verfügung gestellt werden. Einen weiteren Schwerpunkt 

bildet der MV-PC, mit dem die Beschäftigten - soweit möglich und erforderlich - zum 

ortsunabhängigen Arbeiten befähigt werden sollen. Das für Digitalisierung zuständige Ressort 

wird ein Konzept für die Einführung des MV-PC in der Landesverwaltung erstellen, mit dem 

unter Berücksichtigung der bestehenden heterogenen IT-Landschaft und den Kapazitäten des 

Landes-IT-Dienstleisters ein realistischer Einführungszeitplan festgelegt wird. Die im Rahmen 

eines externen Benchmarks erhobenen Leistungsinhalte inklusive marktüblicher Preisgestal-

tung finden im Rahmen des Konzepts Berücksichtigung. 

 

 

bb) Digitalisierungspaket  

 

Aus dem Digitalisierungspaket sind insbesondere die Bereiche Umsetzung des Onlinezugangs-

gesetzes, die E-Akte, IT-Fachverfahren (soweit sie aus dem Sondervermögen „MV-Schutz-

fonds“ finanziert werden), IT-Sicherheit und weitere ressortübergreifende Infrastrukturdienste 

zu finanzieren. 
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Zuständig für die Verwaltung des Budgets ist das für Digitalisierung zuständige Ressort. Nach 

Prüfung, ob sich die Maßnahmen in den IT-Rahmen der Landesverwaltung einfügen und die 

Wirtschaftlichkeit gewährleistet ist, müssen von dort die Mittel den Ressorts schnellstmöglich 

im benötigten Umfang zur Verfügung gestellt werden. Hierzu wird das für Digitalisierung 

zuständige Ressort in Abstimmung mit der Staatskanzlei und dem Finanzministerium ein 

Konzept zum Verfahren der Verteilung bis November 2020 in Grundzügen und bis 

Februar 2021 im Detail vorlegen und vom Kabinett beschließen lassen. Für bereits begonnene 

oder laufende Maßnahmen ist ein vereinfachtes Verfahren vorzusehen. 

 

 

e) Schwerpunkt Wirtschaft und Arbeit 

 

aa) „Stabilisierungshilfe Mecklenburg-Vorpommern" (Winter-Wirtschaftsprogramm) 

 

Bund und Land haben seit Ausbruch der Corona-Pandemie umfangreiche Instrumente 

geschaffen, um die wirtschaftliche Existenz von Unternehmen zu sichern. Um die Wirtschafts-

lage in Unternehmen nachhaltig zu stabilisieren, wird das Land mit einem Landesprogramm 

„Stabilisierungshilfe Mecklenburg-Vorpommern“ weitere - über den Bund hinausgehende - 

Maßnahmen ergreifen. 

 

 

Das Landesprogramm „Stabilisierungshilfe Mecklenburg-Vorpommern“ wird ein Mittel-

volumen von 100 Millionen Euro umfassen. In dieser Summe sind enthalten:  

 

(A) Ergänzung zu den Überbrückungshilfen des Bundes   45,0 Millionen Euro 

(B) Zusätzliche Unterstützung für die Veranstaltungswirtschaft  12,0 Millionen Euro 

(C) Neuauflage der Corona-Liquiditätshilfen   43,0 Millionen Euro. 

 

Die ergänzenden Überbrückungshilfen des Landes sowie die Hilfen für die Veranstaltungs-

branche erfolgen subsidiär zur geplanten Bundesförderung. 

 

 

bb) Einrichtung touristischer Modellregionen 

 

Die Tourismusbranche als klassische Querschnittsbranche ist Treiber für die gesamte 

Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern. Die Wettbewerbsfähigkeit des touristischen Marke-

tings und der Ausbau der touristischen Infrastruktur, besonders in den Orten im ländlichen 

Raum, aber auch in hochfrequentierten Regionen, stehen vor Herausforderungen. Mit der 

Einrichtung von Modellregionen sollen Lösungen für zentrale Aufgabenstellungen aus der 

Landestourismuskonzeption, zum Beispiel in Bezug auf die kommunale Zusammenarbeit, die 

Digitalisierung und die Verbesserung der Mobilitätsangebote sowie eine verbesserte 

Einnahmestruktur erprobt werden. Verschiedene Modelle, wie zum Beispiel ein einheitliches 

Erhebungsgebiet für Gästeabgaben sowie die Einführung von neuen Prädikaten (Tourismusort, 

Erholungsgebiet, Dienstleistungskommune) sind Ideen für die zukünftige Aufstellung von 

touristischen Regionen und mehr Partizipation. Weitere Themen werden die Neuaufstellung 

der Organisation und Finanzierung des Tourismus, die Stärkung des Bewusstseins und der 

Akzeptanz für den Tourismus, die Verbesserung der Infrastruktur und Mobilität in touristisch 

stark frequentierten Orten, Innovationen und Qualitätsverbesserungen in den Regionen und ein 

Anreizsystem für effizientere Strukturen im touristischen Management sein. Für Management-

aufgaben in den Modellregionen stehen 1 Million Euro zur Verfügung.  
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f) Kompensation von Mindereinnahmen aus steuerrechtlichen Maßnahmen mit 

Corona-Bezug 

 

Schließlich ergeben sich erhöhte Finanzierungsbedarfe für den Landeshaushalt aus 

Coronabedingten steuerrechtlichen Maßnahmen, die zu Mindereinnahmen im Landeshaushalt 

führen. Dies betrifft beispielsweise Erleichterungen der Verrechnung steuerlicher Verluste und 

verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten. Die steuerlichen Maßnahmen weisen eine vergleich-

bare Zielrichtung auf wie die stabilisierenden Programme auf der Ausgabenseite. Denn auch 

mit diesen Maßnahmen sollen die für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen zu 

erwartenden negativen Effekte der Corona-Pandemie vermieden oder abgemildert werden. Sie 

sind daher auch unter die Maßnahmen zu subsumieren, für die gemäß § 18 Absatz 7 

Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern ausnahmsweise eine Finanzierung über 

eine Kreditaufnahme möglich ist. Daher können die entsprechenden Finanzbedarfe für diese 

steuerlichen Maßnahmen bei der Bemessung der Kreditermächtigung für den Zweiten Nachtrag 

2020 Berücksichtigung finden. Die betreffenden Beträge werden jeweils zum Haushalts-

ausgleich aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ entnommen und dem Landeshaushalt 

zugeführt. 

 

Für die Jahre 2020 bis 2024 ist nach den Ergebnissen der Interims-Steuerschätzung im 

September 2020 von einem Gesamtbetrag von rund 348 Millionen Euro auszugehen. Abzüglich 

eines Betrags von 50 Millionen Euro gemäß § 18 Absatz 7 Satz 1 Landeshaushaltsordnung 

Mecklenburg-Vorpommern sind 298 Millionen Euro bei der Bemessung der Kreditermächti-

gung für den Zweiten Nachtrag 2020 zu berücksichtigen. 

 

 

3. Änderung des Kredittilgungsplangesetzes 2020 

 

Es wird ein Tilgungsplan für die auf Grundlage der Kreditermächtigung gemäß § 2 Absatz 2a 

Haushaltsgesetz 2020/2021 in der Fassung des Entwurfs des Zweiten Nachtragshaushalts-

gesetzes 2020 in Verbindung mit § 18 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Landeshaushaltsordnung 

Mecklenburg-Vorpommern beabsichtigte Kreditaufnahme verbindlich festgelegt. Um die 

Kreditaufnahme in Höhe von 2 850 Millionen Euro abzutragen, ist ohne Sondertilgungen in 

den Haushaltsjahren 2025 bis 2044 jeweils ein Tilgungsbetrag von 142,5 Millionen Euro zu 

veranschlagen. Durch Sondertilgungen ließe sich anteilig die Höhe der noch verbliebenen 

jährlichen Tilgungen verringern. 

 

 

4. Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Mit den hier beabsichtigten Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-

Vorpommern soll im Wesentlichen das Ergebnis des Gesprächs zwischen der Landesregierung 

und den kommunalen Landesverbänden vom 21. September 2020 gesetzlich umgesetzt werden. 

Im Einzelnen umfasst dieses die landesweite Umsetzung der im Gesetz zum Ausgleich von 

Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden in Folge der COVID-19-Pandemie durch 

Bund und Länder (Artikel 1 des Gesetzes zur finanziellen Entlastung der Kommunen und der 

neuen Länder) geregelten Kompensation der Gewerbesteuermindereinnahmen in Höhe von 

120 Millionen Euro für das Jahr 2020. Diese Kompensation wird hälftig vom Bund und vom 

Land getragen. Zu regeln ist auch die Weiterleitung der Einnahmen aus der Umsatzsteuer vom 

Bund für die Umsetzung des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst.  
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Darüber hinaus hat sich die Landesregierung mit den kommunalen Landesverbänden am 

21. September 2020 auf eine umfangreiche Stabilisierung der kommunalen Finanzausstattung 

im Jahr 2021 verständigt. Dazu zählen eine Kompensation der in 2021 zu erwartenden 

Gewerbesteuermindereinnahmen in Höhe von 67 Millionen Euro und eine Aufstockung der 

Schlüsselmasse in Höhe von 35,5 Millionen Euro, jeweils finanziert aus dem Sondervermögen 

„MV-Schutzfonds“ sowie eine vorzeitige Auszahlung des positiven Abrechnungsbetrags in 

Höhe von 101,7 Millionen Euro des kommunalen Finanzausgleichs des Jahres 2019 zugunsten 

der Kommunen. Mit diesen Maßnahmen wird das Ergebnis des Gesprächs zwischen der 

Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden vom 21. September 2020 umgesetzt. 

Die Beträge, die die Kommunen aufgrund der Änderung des Transferwegs aus dem 

5-Milliarden-Euro-Pakets für den sogenannten Überhang bei den Kosten der Unterkunft 

erhalten, werden für die Jahre 2021 und 2022 geregelt. In 2021 sind dies 12,031 Millionen Euro 

und in 2022 11,486 Millionen Euro. Um den Breitbandausbau landesweit auszubauen, stellt das 

Land weitere Mittel zur Verfügung. Damit die Kommunen ihre Eigenanteile finanzieren 

können, ist eine Verlängerung der Befristung in § 28 Absatz 5 Finanzausgleichsgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern erforderlich. 

 

 

5. Änderung des Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2020/2021 

 

Mit dem Entwurf wird der quotale Anteil der Kommunen an den Einnahmen des Landes nach 

der Veränderung der Verbundgrundlagen für das Haushaltsjahr 2021 neu festgelegt. Zudem soll 

die Festlegung erfolgen, dass die Ermächtigung zur Nettokreditaufnahme des Sonder-

vermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ von insgesamt 

150 Millionen Euro im Jahr 2021 bis zu einem Betrag von 25,5 Millionen Euro genutzt wird. 

Dazu kommt das vorhandene Guthaben des Sondervermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds 

Mecklenburg-Vorpommern“ in Höhe von 10 Millionen Euro. Insgesamt sollen im Jahr 2021 

damit dem Sondervermögen „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ 

35,5 Millionen Euro entnommen und der Finanzausgleichsmasse gemäß § 13 Finanzausgleichs-

gesetz Mecklenburg-Vorpommern zugeführt werden. Damit leistet das Sondervermögen einen 

notwendigen Beitrag zur Stabilisierung der Finanzausstattung der Kommunen in 2021. Die 

Tilgung des Kredits von 25,5 Millionen Euro erfolgt gemäß § 3 Absatz 3 Kommunales 

Ausgleichsfondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern. 

 

 

6. Änderung des Landeshochschulgesetzes 

 

Die Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den Universitätsmedizinen und der 

Staatlichen Hochbauverwaltung soll über die durch § 104c Landeshochschulgesetz errichteten 

gemeinsamen Bauleitungen hinaus in Form von personell verstärkten separaten Organisations-

einheiten („Bauhütte-Universitätsmedizin“) als ein geeignetes Instrument, dem dringenden 

Bau- und Unterhaltungsbedarf der Universitätsmedizinen zeit- und bedarfsgerecht nachzu-

kommen, erfolgen. Diese separaten Organisationseinheiten sind in die Struktur der Staatlichen 

Bau- und Liegenschaftsämter Rostock und Greifswald integriert und sollen als eigenständige 

Dezernate, die alle erforderlichen baufachlichen Disziplinen beinhalten (Hoch- und Tiefbau, 

Technische Gebäudeausrüstung, Projektsteuerung und Projektmanagement), aufgestellt 

werden. Zugleich bleibt weiterhin der Zugriff auf die hochspezialisierte weitere Infrastruktur 

der Staatshochbauverwaltung, insbesondere die Zentrale Vergabestelle und das Baujustiziariat 

im Finanzministerium, gewahrt.  
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Ebenso (auch räumlich) integrativer Bestandteil dieser Organisationseinheiten soll eine 

Bedienstete oder ein Bediensteter der jeweiligen Universitätsmedizin sein, die oder der alle in 

diesem Rahmen zu erledigenden Bauaufgaben der jeweiligen Universitätsmedizin zwischen 

dieser und dem Dezernat baulich, administrativ und organisatorisch koordiniert, jedoch 

weiterhin der Dienst- und Fachaufsicht der Universitätsmedizin untersteht. Diese Position ist 

gleichzeitig die Schnittstelle in die jeweiligen Gremien der Universitätsmedizinen. Die 

Organisationseinheiten werden, soweit räumlich möglich, unmittelbar auf dem Gelände der 

Universitätsmedizinen untergebracht. 

 

 
C Alternativen 

 

Keine. Die oben beschriebenen Maßnahmen müssen ohne Verzug umgesetzt werden und 

bedürfen einer haushaltsrechtlichen Ermächtigung. 

 

Hinsichtlich des Tilgungsplans besteht eine gesetzliche Anforderung. 

 

 
D Notwendigkeit 

 

Die bestehenden haushaltsrechtlichen Ermächtigungen im Haushaltsgesetz 2020/2021 reichen 

für eine Umsetzung der oben beschriebenen Maßnahmen nicht aus. 

 

Die Tilgungsverpflichtung ergibt sich aus § 18 Absatz 8 der Landeshaushaltsordnung 

Mecklenburg-Vorpommern. 

 

Die Regelungen in Artikel 4 zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-

Vorpommern sind notwendig, um die Liquidität der Kommunen zu stärken und die im 

Doppelhaushalt 2020/2021 geplanten Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich zu 

erhalten. 

 

 
E Finanzielle Auswirkungen auf die Haushalte des Landes und der Kommunen 

 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

 

Hinsichtlich des Sondervermögens bestehen keine Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand. 

 

Die Kreditaufnahme führt zu haushalterischen Tilgungsverpflichtungen, die in den Jahren der 

Tilgung die Handlungsspielräume in den Haushalten entsprechend einschränken. 

 

Die Ermächtigungen in Artikel 4 zu Ausgaben des Landes im Haushaltsjahr 2020 in Höhe von 

60 Millionen Euro und im Haushaltsjahr 2021 von 102,5 Millionen Euro sind in dem Entwurf 

des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2020 enthalten. Die Ausgaben werden durch eine 

entsprechende Entnahme aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ gedeckt. 
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2. Vollzugsaufwand 

 

Mit dem Vollzug der im Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ vorgesehenen Maßnahmen 

werden noch nicht konkret bezifferbare Verwaltungsausgaben entstehen. Mehrausgaben in 

diesem Zusammenhang können auch aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ gedeckt 

werden. 

Hinsichtlich der weiteren Änderungen besteht kein Vollzugsaufwand. 

 

 
F Sonstige Kosten 

 

Dem Land Mecklenburg-Vorpommern und den Kommunen entstehen keine Folgekosten.  

 

 
G Bürokratiekosten 

 

Keine.  
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DIE MINISTERPRÄSIDENTIN Schwerin, den 13. Oktober 2020 
DES LANDES 
MECKLENBURG-VORPOMMERN 

 

 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Birgit Hesse 

Lennéstraße 1 

 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

Betr.: Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2020 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung am 13. Oktober 2020 

beschlossenen Entwurf des vorbezeichneten Gesetzes mit Begründung.  

 

Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. 

 

Federführend ist das Finanzministerium. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Manuela Schwesig 
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ENTWURF 
 
eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2020 
 

 

 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

 

Artikelübersicht: 
 

Artikel 1: Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Förderung der  

Universitätsmedizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“  

Artikel 2: Änderung des Sondervermögensgesetzes „MV-Schutzfonds“ 

Artikel 3: Änderung des Kredittilgungsplangesetzes 2020 

Artikel 4: Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

Artikel 5: Änderung des Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2020/2021 

Artikel 6: Änderung des Landeshochschulgesetzes 

Artikel 7:  Inkrafttreten 

 

 
Artikel 1 

Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens  
„Förderung der Universitätsmedizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ 

(Sondervermögensgesetz „Universitätsmedizinen MV“ - SVUMedG M-V) 
 

 
§ 1 

Errichtung und Stellung im Rechtsverkehr 

 

(1) Das Land Mecklenburg-Vorpommern errichtet unter dem Namen „Förderung der 

Universitätsmedizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ ein Sondervermögen, welches 

vom Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur verwaltet wird. 

 

(2) Das Sondervermögen „Förderung der Universitätsmedizinen des Landes Mecklenburg-

Vorpommern“ (Sondervermögen „Universitätsmedizinen MV“) ist rechtlich unselbstständig 

und nicht rechtsfähig. 

 

(3) Das Sondervermögen ist von dem übrigen Vermögen des Landes Mecklenburg-

Vorpommern, seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. 

 

 
§ 2 

Zweck des Sondervermögens 

 

Zweck des Sondervermögens ist die Förderung und Unterstützung der Universitätsmedizinen 

im Land, insbesondere hinsichtlich der investiven Ausstattung, baulicher Investitionen und der 

Digitalisierung. 
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§ 3 

Zuführung zum Sondervermögen 

 

(1) Dem Sondervermögen werden einmalig Mittel in Höhe von 360 000 000 Euro aus dem 

Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ zugeführt. 

 

(2) Mittel, die gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 5 entnommen worden sind, sind dem Sonder-

vermögen „Universitätsmedizinen MV“ schnellstmöglich wieder zuzuführen. 

 

(3) Die Zuführung weiterer Mittel kann nach Maßgabe des Haushaltsplans erfolgen. 

 

 
§ 4 

Verwendung des Sondervermögens 

 

(1) Entnahmen aus dem Sondervermögen dienen 

1. der Finanzierung von Investitionen in medizinische Geräte und Großgeräte der Universitäts-

medizinen für die Krankenversorgung sowie Forschung und Lehre, 

2. der Finanzierung von Baumaßnahmen einschließlich Ersteinrichtungen und Bauunterhalt an 

den Universitätsmedizinen, 

3. der Finanzierung von sonstigen Investitionen an den Universitätsmedizinen, 

4. der Finanzierung der Digitalisierungsinvestitionen der Universitätsmedizinen, 

5. dem Haushaltsausgleich, sofern dieser nicht durch Einnahmen aus der Ausgleichsrücklage 

erreicht werden kann. 

 

(2) Aus dem Sondervermögen können Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben, die im 

Zusammenhang mit der Vorbereitung und der Durchführung der Maßnahmen nach diesem 

Gesetz stehen, finanziert werden. 

 

 
§ 5 

Investitionskonzept, Konzept zur baulichen Fortentwicklung und Wirtschaftsplan 

 

(1) Mit dem Ziel der Optimierung des gemeinsamen Einkaufs und der Nutzung von 

Synergieeffekten für die zukünftigen Geräte- und Digitalisierungsinvestitionen erstellen die 

Universitätsmedizinen ein gemeinsames Investitionskonzept für Geräte und Digitalisierung mit 

mindestens mittelfristiger Planung. Darüber hinaus entwickeln die Universitätsmedizinen in 

Zusammenarbeit mit der Staatlichen Hochbauverwaltung ein langfristiges Konzept zur 

baulichen Fortentwicklung, insbesondere im Bereich der Großen Baumaßnahmen. Die 

Konzepte sind den Aufsichtsräten der Universitätsmedizinen in einer gemeinsamen Sitzung zur 

Zustimmung vorzulegen. 

 

(2) Die durch die Aufsichtsräte gebilligten Konzepte werden durch das Ministerium für 

Bildung, Wissenschaft und Kultur mit dem Finanzministerium geprüft, einvernehmlich 

freigegeben und dem Finanzausschuss des Landtags zur Zustimmung vorgelegt. 

 

(3) Für die zweckentsprechende Verwendung der Mittel des Sondervermögens ist der 

Wirtschaftsplan des Sondervermögens maßgeblich. Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur erstellt auf der Basis der vom Finanzausschuss gebilligten Konzepte im 

Einvernehmen mit dem Finanzministerium jährlich den Wirtschaftsplan. Der Wirtschaftsplan 

wird dem Haushaltsplan als Anlage beigefügt.  
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(4) Für das erste Haushaltsjahr 2021 darf mit Zustimmung des Finanzministeriums von diesem 

Verfahren abgewichen werden. Bis zur Erstellung des ersten Wirtschaftsplans können 

Investitionsmaßnahmen an den Universitätsmedizinen in Abstimmung mit dem jeweils 

zuständigen Ministerium weitergeführt werden. 

 

(5) Über die Umsetzung der Mittel des Sondervermögens ist dem Finanzausschuss des Landtags 

jährlich mit Aufstellung des Wirtschaftsplans zu berichten.  

 

 
§ 6 

Jahresrechnung 

 

(1) Das nach § 1 Absatz 1 zuständige Ministerium stellt für jedes Haushaltsjahr die 

Jahresrechnung des Sondervermögens auf. Diese wird der Haushaltsrechnung des Landes 

beigefügt. 

 

(2) In der Jahresrechnung sind der Bestand des Sondervermögens sowie die Einnahmen und 

Ausgaben nachzuweisen. 

 

 
Artikel 2 

Änderung des Sondervermögensgesetzes „MV-Schutzfonds“ 

 

Das Sondervermögensgesetz „MV-Schutzfonds“ vom 1. April 2020 (GVOBl. M-V S. 140) 

wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 3 Absatz 1 wird die Angabe „700 000 000“ durch die Angabe „2 850 000 000“ ersetzt. 
 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Nummer 1 werden nach dem Wort „Beteiligungsprogramme“ die Wörter „sowie 

weitere stabilisierende Maßnahmen für Unternehmen und den Arbeitsmarkt“ eingefügt. 

 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Investitionen“ die Wörter „und die Ausstattung 

des Sondervermögens ‚Universitätsmedizinen MV‘“ eingefügt.  

 

c) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„3. der sonstigen öffentlichen Daseinsvorsorge, insbesondere der Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Infrastrukturen und des öffentlichen Leistungsangebots auf Landes-

ebene sowie die Unterstützung der Zivilgesellschaft und des ehrenamtlichen 

Engagements,“. 

 

d) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
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e) Folgende Nummern 5 bis 7 werden angefügt: 

 

„5. der Digitalisierung, insbesondere der Arbeitsfähigkeit der Landesverwaltung und der 

Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes, 

6. der Bildung und der Wissenschaft, insbesondere der Digitalisierung von Schulen und 

Hochschulen, dem Ausbau der Ganztagsbetreuung sowie dem Schulbau, 

7. der Kommunen, insbesondere der Finanzausstattung und weiterer Coronabedingter 

Maßnahmen zugunsten der Kommunen sowie der Umsetzung des Breitbandausbaus, 

8. dem Ausgleich von Mindereinnahmen aufgrund Coronabedingter Steuerrechts-

änderungen, 

9. für Zuführungen an den Landeshaushalt zur Sondertilgung des zur Finanzierung des 

Sondervermögens aufgenommenen Kredits.“  

 

3. In § 5 Satz 1 wird hinter dem Wort „Staatskanzlei“ die Angabe „, Ministerium für Inneres 

und Europa“ eingefügt. 

 

 
Artikel 3 

Änderung des Kredittilgungsplangesetzes 2020 

 

Das Kredittilgungsplangesetz 2020 vom 1. April 2020 (GVOBl. M-V S. 140) wird wie folgt 

geändert: 

 

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„Die auf Grundlage der Kreditermächtigung gemäß § 2 Absatz 2a des Haushaltsgesetzes 

2020/2021 aufgenommenen Kredite sind jährlich in Höhe von 142 500 000 Euro ab dem 

Jahr 2025 haushalterisch zu tilgen.“ 

 

2. Folgender § 2 wird angefügt: 

 

„§ 2 

Sondertilgung 

 

(1) Sondertilgungen sind nach Maßgabe des Haushaltsplans und des Haushaltsgesetzes 

möglich. 

 

(2) Darüber hinaus ist aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ eine Sondertilgung der 

gemäß § 2 Absatz 2a des Haushaltsgesetzes 2020/2021 aufgenommenen Kredite zu finan-

zieren, soweit die Mittel aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ nicht mehr zur 

Bewältigung der Corona-Pandemie und ihrer Folgen benötigt werden. 

 

(3) Die jeweilige Sondertilgung verringert die noch verbliebenen jährlichen Tilgungen nach 

§ 1 Absatz 1 zu gleichen Anteilen.“ 
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Artikel 4 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vom 9. April 2020 (GVOBl. M-V 

S. 166), zuletzt geändert durch Gesetz vom [einsetzen: Datum und Fundstelle dieses Gesetzes], 

wird wie folgt geändert: 

 

1. Dem Inhaltsverzeichnis werden folgende Angaben angefügt: 

 

„Abschnitt 9 Ausgleich COVID-19-bedingter finanzieller Belastungen  

§ 36 Pauschaler Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden im Jahr 

2020 

§ 37 Pauschaler Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden im Jahr 

2021; Verordnungsermächtigung 

§ 38 Stärkung der Finanzausgleichsmasse im Jahr 2021 

Anlage Zuweisungsbeträge und Steuerkraftzahlen zum pauschalen Ausgleich der Gewerbe-

steuermindereinnahmen 2020 nach § 36 Absatz 2 und 6 FAG M-V“ 

 

2. Dem § 8 Satz 1 wird folgende Nummer 7 angefügt: 

 

„7. die Einnahmen aus der Umsatzsteuer vom Bund für die Umsetzung des Paktes für den 

Öffentlichen Gesundheitsdienst.“ 

 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 Satz 5 wie folgt gefasst: 

 

„In den Jahren 2021 und 2022 gilt Satz 4 entsprechend; die Zuweisungen betragen im 

Jahr 2021 12 031 000 Euro und im Jahr 2022 11 486 000 Euro.“ 

 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

 

„Im Jahr 2021 stellt das Land 35 500 000 Euro zur Aufstockung der Schlüsselmasse zur 

Verfügung.“ 

 

4. In § 28 Absatz 5 wird die Angabe „2029“ durch die Angabe „2034“ ersetzt. 
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5. Nach § 35 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

 

„Abschnitt 9  

Ausgleich COVID-19-bedingter finanzieller Belastungen 
 
 

§ 36 
Pauschaler Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden  

im Jahr 2020 

 

(1) Die Gemeinden erhalten für im Jahr 2020 erwartete Gewerbesteuermindereinnahmen 

einen pauschalen Ausgleich in Höhe von 120 000 000 Euro. 

 

(2) Die Mittel nach Absatz 1 werden zu 90 Prozent nach den durchschnittlichen Netto-

Gewerbesteueraufkommen der Jahre 2016 bis 2019 und zu 10 Prozent nach der negativen 

Differenz zwischen dem Netto-Gewerbesteueraufkommen im 1. Halbjahr 2019 und 

1. Halbjahr 2020 auf die Gemeinden verteilt. Die Berechnung der einzelgemeindlichen 

Zuweisungen erfolgt nach den Absätzen 3 und 4. Die Zuweisungen werden mathematisch 

auf die nächste Ganzzahl gerundet und durch Anlage, die Bestandteil dieses Gesetzes ist, 

festgesetzt. Die Auszahlung der Zuweisungen erfolgt zusammen mit der Auszahlung der 

Finanzausgleichsleistungen für den Monat Dezember 2020 über die Landkreise. 

 

(3) Aus dem Mittelwert des Gewerbesteueraufkommens der Jahre 2016 bis 2019 abzüglich 

einer rechnerischen Gewerbesteuerumlage wird für jede Gemeinde im Verhältnis zur 

Summe aller Mittelwerte eine Schlüsselzahl gebildet, die dem Anteil der jeweiligen 

Gemeinde an den nach Absatz 2 Satz 1 zur Verfügung stehenden Mitteln entspricht. Bei der 

Mittelwertbildung werden negative Aufkommen in den Jahren 2016 und 2017 auf Null 

gesetzt. Die Schlüsselzahlen werden auf neun Nachkommastellen gerundet. 

 

(4) Bei Gemeinden, deren Gewerbesteueraufkommen abzüglich einer rechnerischen 

Gewerbesteuerumlage im 1. Halbjahr 2020 geringer als im 1. Halbjahr 2019 ist, wird im 

Verhältnis der Differenz zur Summe aller negativen Differenzen eine Schlüsselzahl gebildet, 

die dem Anteil der Gemeinde an den nach Absatz 2 Satz 1 zur Verfügung stehenden Mitteln 

entspricht. Die Schlüsselzahlen werden auf neun Nachkommastellen gerundet. 

 

(5) Bei der Abrechnung des Finanzausgleichs für das Jahr 2020 ist der pauschale Ausgleich 

nach Absatz 1 als Steuersurrogat bei der Summe der Einzahlungen der Gemeinden und 

Landkreise nach § 6 Absatz 1 zu berücksichtigen. Der Betrag von 48 000 000 Euro, den das 

Land nach § 1 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zum Ausgleich von Gewerbesteuerminder-

einnahmen der Gemeinden in Folge der COVID-19-Pandemie durch Bund und Länder für 

Wirkungen im bundesstaatlichen Finanzausgleich erhält, ist in den allgemeinen Steuer-

verbund nach § 5 als Einnahme des Landes einzubeziehen. 
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(6) Im Jahr 2022 wird die Zuweisung jeder Gemeinde bei der Ermittlung ihrer Steuer-

kraftmesszahl nach § 18 mitberücksichtigt. Dazu wird der Zuweisungsbetrag nach Absatz 2 

einer Gemeinde durch einen für jede Gemeinde zu bestimmenden durchschnittlichen 

gewogenen Hebesatz der Jahre 2016 bis 2020 geteilt und mit dem Nivellierungshebesatz für 

die Gewerbesteuer nach § 18 Absatz 1 Satz 2 vervielfältigt (Steuerkraftzahl). Zur 

Bestimmung des durchschnittlichen gewogenen Hebesatzes einer Gemeinde wird die 

Summe der Gewerbesteueraufkommen der Jahre 2016 bis 2019 sowie das doppelte 

Gewerbesteueraufkommen des 1. Halbjahres 2020 durch die Summe der Grundbeträge der 

Jahre 2016 bis 2019 sowie des doppelten Grundbetrags des 1. Halbjahres 2020 geteilt. 

 

 
§ 37 

Pauschaler Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden  
im Jahr 2021; Verordnungsermächtigung 

 

(1) Die Gemeinden erhalten für im Jahr 2021 erwartete Gewerbesteuermindereinnahmen 

einen pauschalen Ausgleich in Höhe von 67 000 000 Euro. 

 

(2) Die Verteilung der Mittel nach Absatz 1 wird im Beirat nach § 34 abgestimmt.  

 

(3) Bei der Abrechnung des Finanzausgleichs für das Jahr 2021 ist der pauschale Ausgleich 

nach Absatz 1 als Steuersurrogat bei der Summe der Einzahlungen der Gemeinden und 

Landkreise nach § 6 Absatz 1 zu berücksichtigen. 

 

(4) Im Jahr 2023 wird die Zuweisung jeder Gemeinde bei der Ermittlung ihrer Steuerkraft-

messzahl nach § 18 mitberücksichtigt. 

 

(5) Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

die Schlüsselzahlen nach Absatz 2 festzusetzen und Einzelheiten zur Berücksichtigung der 

Zuweisungen bei der Ermittlung der Steuerkraftzahlen nach Absatz 4 zu regeln. 

 

 
§ 38 

Stärkung der Finanzausgleichsmasse im Jahr 2021 

 

Der Abrechnungsbetrag zugunsten der Kommunen für das Jahr 2019 verstärkt im Jahr 2021 

die Finanzausgleichsmasse nach § 13. Der Anteil für den Familienleistungsausgleich nach 

§ 9 wird mit der Teilschlüsselmasse für Gemeindeaufgaben verrechnet.“ 

 

6. Nach dem neuen § 38 wird die Anlage aus dem Anhang zu diesem Gesetz eingefügt. 
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Artikel 5 

Änderung des Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2020/2021 

 

Das Verbundquotenfestlegungsgesetz 2020/2021 vom 9. April 2020 (GVOBl. M-V S. 178) 

wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 1 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „20,813911 Prozent“ durch die Angabe 

„20,316969 Prozent“ ersetzt. 

 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Im Jahr 2020 darf das Sondervermögen ‚Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-

Vorpommern‘ keine und im Jahr 2021 Kredite bis zu einer Höhe von 25 500 000 Euro 

aufnehmen. Im Übrigen erfolgen keine Zuführungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d 

des Kommunalen Ausgleichsfondsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern. Dem Sonder-

vermögen können im Jahr 2021 gemäß § 4 des Kommunalen Ausgleichsfondsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern Mittel in Höhe von 35 500 000 Euro entnommen und zur Ergän-

zung der Finanzausgleichsmasse gemäß § 13 des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-

Vorpommern zugeführt werden.“ 

 

 
Artikel 6 

Änderung des Landeshochschulgesetzes 

 

§ 104c Absatz 2 und 3 des Landeshochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

25. Januar 2011 (GVOBl. M-V S. 18), das zuletzt durch Gesetz vom 28. September 2020 

(GVOBl. M-V S. 878) geändert worden ist, werden wie folgt gefasst: 

 

„(2) Die Universitätsmedizin legt die auszuführenden Maßnahmen und deren Prioritäten fest. 

Die Zuständigkeiten der Staatlichen Hochbauverwaltung für Planung und Durchführung der 

Maßnahmen bleiben unberührt. 

 

(3) Die Universitätsmedizin kann die vorrangige Erledigung von Baumaßnahmen, die allein 

von der Universitätsmedizin finanziert werden, gegenüber der Staatlichen Hochbauverwaltung 

anweisen.“ 

 

 
Artikel 7 

Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2021 in Kraft. 

 

(2) Die Bestimmungen der Artikel 2 und 3 treten mit Wirkung vom 1. März 2020 in Kraft. 
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Begründung 
 
zum Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 
2020 
 
 
Zu Artikel 1 Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Förderung der Universitäts-

medizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ 
 
A Allgemeines 

 

Das Gesetz dient der Errichtung des Sondervermögens „Förderung der Universitätsmedizinen 

des Landes Mecklenburg-Vorpommern“. Dieses Sondervermögen dient der Finanzierung 

insbesondere von Investitionsmaßnahmen der Universitätsmedizinen. 

 

Entnahmen aus dem Sondervermögen dienen der Finanzierung von Investitionen in 

medizinische Geräte und Großgeräte der Universitätsmedizinen für die Krankenversorgung 

sowie Forschung und Lehre, der Finanzierung von Baumaßnahmen einschließlich Ersteinrich-

tungen und Bauunterhalt an den Universitätsmedizinen, der Finanzierung von sonstigen 

Investitionen und der Finanzierung der Digitalisierung der Universitätsmedizinen. Zusätzlich 

können aus dem Sondervermögen Personal- und Verwaltungsausgaben, die im Zusammenhang 

mit der Vorbereitung und der Durchführung der Maßnahmen nach diesem Gesetz stehen, 

finanziert werden. 

 

 
B Besonderer Teil 
 
Zu § 1 (Errichtung und Stellung im Rechtsverkehr) 

 

§1 regelt den Akt der Errichtung des Sondervermögens mit der Bezeichnung „Förderung der 

Universitätsmedizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ und bestimmt das Ministerium 

für Bildung, Wissenschaft und Kultur als das für die Verwaltung zuständige Ressort. Absatz 2 

legt fest, dass das Sondervermögen keine eigene Rechtsfähigkeit besitzt. Nach Absatz 3 ist das 

Sondervermögen von dem übrigen Vermögen des Landes, seinen Rechten und Verbindlich-

keiten getrennt zu halten.  

 

 
Zu § 2 (Zweck des Sondervermögens) 

 

Diese Vorschrift definiert in allgemeiner Form den Zweck des Sondervermögens.  

 

 
Zu § 3 (Zuführung zum Sondervermögen) 

 

Das Sondervermögen wird aus Mitteln des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ gebildet. Die 

weiteren Zuführungen ergeben sich aus dem jeweils geltenden Haushaltsgesetz und dem 

Haushaltsplan. Soweit nach § 4 Absatz 1 Nummer 5 Mittel für den Haushaltsausgleich 

entnommen werden, sind diese dem Sondervermögen „Universitätsmedizinen MV“ nach 

§ 3 Absatz 2 schnellstmöglich wieder zuzuführen.  
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Zu § 4 (Verwendung des Sondervermögens) 

 

Die Mittel des Sondervermögens sind zur Finanzierung von Investitionen in medizinische 

Geräte und Großgeräte der Universitätsmedizinen für die Krankenversorgung sowie Forschung 

und Lehre, von Baumaßnahmen einschließlich Ersteinrichtungen und Bauunterhalt an den 

Universitätsmedizinen, von sonstigen Investitionen (zum Beispiel Berufungsmitteln) und zur 

Finanzierung der Digitalisierungsinvestitionen der Universitätsmedizinen einzusetzen. Des 

Weiteren dienen die Mittel der Finanzierung von Personal- und Verwaltungsausgaben, die im 

Zusammenhang mit der Vorbereitung und der Durchführung der Maßnahmen nach diesem 

Gesetz stehen („Bauhütte-Universitätsmedizin“). Nicht verbrauchte Mittel aus Vorjahren 

verbleiben im Sondervermögen. 

 

 
Zu § 5 (Investitionskonzept, Konzept zur baulichen Fortentwicklung und Wirtschaftsplan) 

 

Die Vorschrift regelt die Erstellung der gemeinsamen Investitionskonzepte der Universitäts-

medizinen für Geräte und Digitalisierung, des in Zusammenarbeit der Universitätsmedizinen 

mit der staatlichen Hochbauverwaltung entwickelten langfristigen Konzeptes zur baulichen 

Fortentwicklung, sowie das Verfahren zur Erstellung des Wirtschaftsplans. Die Konzepte und 

deren praktische Umsetzung sollen dem Ziel einer flexiblen und effizienten Investitions-

realisierung angemessen Rechnung tragen. 

 

Die durch die Universitätsmedizinen erstellten Konzepte werden den Aufsichtsräten in einer 

gemeinsamen Sitzung zur Zustimmung vorgelegt. Die durch die Aufsichtsräte gebilligten 

Konzepte sind dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur und dem Finanz-

ministerium vorzulegen, welche diese prüfen und nach einvernehmlicher Freigabe an den 

Finanzausschuss des Landtags zur Zustimmung vorlegen. 

 

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur erstellt auf der Basis der durch den 

Finanzausschuss des Landtags gebilligten Konzepte im Einvernehmen mit dem Finanz-

ministerium jährlich den Wirtschaftsplan. 

 

Die Erstellung der Investitionskonzepte benötigt einen ausreichenden Zeitrahmen. Deshalb ist 

im ersten Haushaltsjahr 2021 eine Abweichung vom Verfahren notwendig, um eine Bewirt-

schaftung des Sondervermögens ab 1. Januar 2021 sicherzustellen. Für den Fall, dass der 

Wirtschaftsplan des Sondervermögens „Universitätsmedizinen MV“ bis zum 1. Januar 2021 

nicht aufgestellt ist, soll es den Universitätsmedizinen ermöglicht werden, bereits begonnene 

Investitionen aus dem Sondervermögen fortzuführen. Bereits begonnen schließt dabei die 

Planungs- oder Ausschreibungsphase als notwendige Vorarbeiten mit ein. Dies gewährleistet 

eine schnelle Umsetzung der bereits geplanten Investitionen. 

 

Über die Umsetzung der Mittel des Sondervermögens ist dem Finanzausschuss des Landtags 

jährlich mit Aufstellung des Wirtschaftsplans zu berichten. 

 

 
Zu § 6 (Jahresrechnung) 
 

Die Vorschrift regelt die Aufstellung der Jahresrechnung. 
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Zu Artikel 2 Änderung des Sondervermögensgesetzes „MV-Schutzfonds“ 
 
A Allgemeines 

 

Aus der Verbreitung des Corona-Virus (COVID-19/SARS-CoV-2) und den entsprechend 

ergriffenen Maßnahmen ergeben sich für das Land Mecklenburg-Vorpommern in vielen 

Bereichen tiefgreifende Folgen. So brachten die im Frühjahr 2020 ergriffenen Maßnahmen zur 

Eindämmung der exponentiellen Verbreitung des Corona-Virus ganz erhebliche und tiefe 

Einschränkungen für das soziale Leben und die Wirtschaft mit sich.  

 

Das Land hat ergänzend zu den vom Bund initiierten Programmen zahlreiche eigene 

Maßnahmen ergriffen, um das Ausmaß der Schäden in allen gesellschaftlichen Bereichen des 

Landes möglichst gering zu halten. Zu diesem Zweck wurde mit dem am 1. April 2020 

beschlossenen ersten Nachtragshaushalt 2020 ein Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 

errichtet und durch eine Zuführung aus dem Landeshaushalt mit einem Betrag von 

700 Millionen Euro ausgestattet. Insbesondere sind Maßnahmen in den folgenden Bereichen 

geleistet worden:  

 

- Gewährung von Soforthilfen zur Liquiditätssicherung in Form von Zuschüssen, 

- zusätzliche Darlehens- und Bürgschaftsprogramme zur Unterstützung der Wirtschaft bei der 

Bewältigung der unmittelbaren Folgen der Pandemie und zur Sicherung von Arbeitsplätzen, 

- Ad-hoc-Maßnahmen zur Stützung des Gesundheitssystems bei der Bewältigung der 

Pandemie und ihrer Folgen, 

- Leistungen nach dem Infektionsschutzgesetz (Lohnfortzahlung), 

- weitere Maßnahmen zur Bewältigung der mit der Pandemie einhergehenden langfristigen 

Folgen für die Wirtschaft, das Gesundheitssystem und die sonstigen Bereiche der 

öffentlichen Daseinsvorsorge, 

- notwendige Maßnahmen der öffentlichen Daseinsvorsorge in Folge der Erfahrungen bei der 

Bewältigung der Pandemie, 

- Pflegebonus, 

- Neustartprämie, 

- zentrale Beschaffung von Schutz Ausrüstung für Kommunen. 

 

Während zu Beginn der Corona-Pandemie zusätzliche Finanzierungsbedarfe vor allem in den 

Bereichen Gesundheitsschutz und Schadensabwehr in Gesellschaft und Wirtschaft lagen, wird 

es zukünftig verstärkt darum gehen, die Konjunktur durch Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 

zu stützen, einen Beitrag zum wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandel zu leisten, 

Verwaltungseffizienz durch Digitalisierung zu steigern und das gewohnte Angebot öffentlicher 

Dienstleistungen wiederherzustellen. Die Ausgaben des Landes über das Sondervermögen 

„MV-Schutzfonds“ werden weiterhin subsidiär in Ergänzung zu den Maßnahmen des Bundes 

erfolgen. 
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Die mit dem ersten Nachtragshaushalt 2020 eröffneten zusätzlichen finanziellen Spielräume 

von 700 Millionen Euro zur Bewältigung der Corona-Pandemie sind in hohem Maße ausge-

schöpft oder gebunden. Darüberhinausgehende Bedarfe ergeben sich zunehmend aus Maß-

nahmen zur weitgehenden Reaktivierung des gesellschaftlichen Lebens und der Wirtschaft. 

Außerdem bedarf es basierend auf den Erfahrungen der ersten Welle der Pandemie weiterer 

präventiver Maßnahmen sowie der punktuellen Beschleunigung von investiven Maßnahmen, 

um für das erneute Auftreten von Pandemien bestmöglich vorbereitet zu sein. Hierzu zählen 

beispielsweise die beschleunigte Umsetzung der Digitalen Schule, Investitionen in Kranken-

häuser und Universitätskliniken, Maßnahmen zur Unterstützung der Kommunen oder Maß-

nahmen zur Verwaltungsmodernisierung. Des Weiteren ergeben sich erhöhte Finanzierungs-

bedarfe für den Landeshaushalt durch die erforderliche Kofinanzierung von Maßnahmen im 

Rahmen des Bundeskonjunkturprogramms. 

 
Die sich in Summe ergebenden erhöhten Finanzierungsbedarfe zur Bewältigung der Corona-

Pandemie werden durch eine Aufstockung des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ zu 

finanzieren sein.  

 

Die aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ finanzierten Maßnahmen bilden die 

absehbaren coronabedingten Bedarfe für die Jahre 2020 bis 2024 ab. In Einzelfällen, vor allem 

bei langfristigen Investitionen (Krankenhausfinanzierung, Universitätsmedizinen), stehen 

Mittel auch bis 2025 bereit. Bei der Bemessung der Mittel im Sondervermögen „MV-Schutz-

fonds“ wurden auch mittelfristig bereits vorgesehene Maßnahmen berücksichtigt, sofern diese 

einen Corona-Bezug aufwiesen und deren Umsetzung daher finanziell abgesichert und 

beschleunigt werden sollte. In Summe ergeben sich für das Haushaltsjahr 2021 sowie für die 

mittelfristigen Ansätze 2022 bis 2024 finanzielle Entlastungen von rund 461 Millionen Euro. 

 

Das Sondervermögen soll außerdem die zusätzlichen Kofinanzierungsbedarfe für das 

Bundeskonjunkturprogramm und weitere Programme des Bundes oder der EU in Höhe von 

rund 487 Millionen Euro sowie die erforderlichen Mittel zur Kompensation von Minder-

einnahmen aufgrund coronabedingter Steuerrechtsänderungen in Höhe von rund 

298 Millionen Euro berücksichtigen. Für etwaige weitere Kofinanzierungsbedarfe, die aus 

zusätzlichen Programmen des Bundes oder der EU erwachsen können, ist unter „Sonstige 

Maßnahmen“ eine Reserve in Höhe von rund 134 Millionen Euro berücksichtigt. 

 

 

1. Schwerpunkt Bildung und Wissenschaft 

 

a) Digitalisierung von Schule 

 

Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, dass schnelle und auch grundlegende Anstren-

gungen erforderlich sind, um für die etwa 180 000 Schülerinnen und Schüler möglichst gute 

Bildungs- und damit auch Lebenschancen zu ermöglichen. 
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Die Landesregierung plant zahlreiche Maßnahmen zur weiteren effektiven und nachhaltigen 

Unterstützung der Schulen mit dem Schwerpunkt auf Digitalisierung. Insgesamt sollen hierfür 

über das Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ rund 80 Millionen Euro zur Verfügung gestellt 

werden. Insbesondere sollen damit unter anderem der massive Ausbau der Fort- und Weiter-

bildung der Lehrkräfte (einschließlich einer integrierten Fortbildungsdatenbank), Investitionen 

in die digitale Infrastruktur und die Beschaffung und Integration von digitalen Lern- und 

Lehrmaterialien in den Fokus genommen werden. Darüber hinaus sind die Schaffung eines 

Schulmedienzentrums und einer Digitalen Schule beabsichtigt. Für die effektive Projektierung 

und Administrierung ist geplant, ein Projektmanagement einzuführen. 

 

Die vorgesehenen Maßnahmen beinhalten dabei auch Aufgaben, die im Eigentlichen den 

Schulträgern nach dem Schulgesetz zugewiesen und durch diese zu finanzieren sind. Um hier 

eine schnelle Umsetzung zu ermöglichen, ist das Land bereit, zur Unterstützung der Kommunen 

eine Anschubfinanzierung in Höhe von bis zu 40 Millionen Euro zu gewähren. Dies setzt 

allerdings vorherige Vereinbarungen über die notwendige Anschlussfinanzierung (laufende 

Kosten und Ersatzbeschaffungen) durch die Schulträger voraus. Das Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur ist gehalten, diese Vereinbarungen schnellstmöglich abzuschließen, 

um sicherzustellen, dass die den Schulträgern zuzuordnenden Maßnahmen nicht dauerhaft vom 

Land zu finanzieren sind. 

 

 

b) Digitalisierung der Hochschulen 

 

Die Corona-Pandemie hat die Hochschulen des Landes durch die Notwendigkeit der Distanz-

lehre vor erhebliche Herausforderungen gestellt. Auch wenn es gelang, das Sommersemester 

2020 unter den gegebenen Umständen und mit erheblichen Improvisationen gut durchzuführen, 

hat sich doch gezeigt, dass es erhebliche Bedarfe an den Hochschulen gibt. Bei Fortsetzung der 

Pandemie sind daher erhebliche Anstrengungen notwendig, um den Lehrbetrieb aufrecht-

zuerhalten und für zukünftige Katastrophen zu ertüchtigen. 

 

Die angemeldeten Mehrbedarfe beziehen sich dabei insbesondere auf Maßnahmen zur 

Verbesserung der Distanzlehre einschließlich zusätzlicher Lizenzen, dauerhaftem Support und 

Leistungsentgelten. Dazu gehören insbesondere interoperable Lehr- und Lernplattformen, 

Lizenzen für Lernsoftware und die notwendige technische Ausstattung. Es zeigt sich weiter, 

dass zur Digitalisierung von Studium und Lehre nicht nur die direkten Maßnahmen in der Dis-

tanzlehre gehören, sondern auch die notwendigen Investitionen in die Rahmenbedingungen. 

Dazu gehören insbesondere die Digitalisierung der Studierendenverwaltung (Stichwort CMS), 

aber auch die Anschaffung von Hardware. 

 

Durch die Bereitstellung der zusätzlichen Mittel soll nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit der 

Hochschulen weiter erhöht, sondern auch der Anschluss an nationale und internationale 

Entwicklungen gewährleistet werden. Hierzu sollen Mittel in Höhe von insgesamt 40 Millionen 

Euro bereitgestellt werden. In den 40 Millionen Euro ist als Eigenbeitrag der Hochschulen und 

Universitäten die Zahlung von 10 Millionen Euro aus der Hochschulrücklage vorgesehen. Die 

Hochschulrücklage dient den Hochschulen und Universitäten unter anderem zur Absicherung 

unvorhergesehener Bedarfe und Durchführung zwingend notwendiger Maßnahmen. Die 

Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die schnellstmögliche Umsetzung der Digitalisierung nun 

Priorität haben muss. 
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c) Alternative Lehrformate im Krankenhausbetrieb der Universitätsmedizinen 

 

Wesentlicher Inhalt der aktuellen Corona-Abweichungs-Verordnungen des Bundes für die 

Ausbildung von Ärzten und Zahnärzten ist die coronabedingte Umstellung von Ausbildungs- 

und Prüfungsmaßnahmen zum Schutz der Patienten. Angesichts der epidemischen Lage, 

insbesondere um das Infektionsrisiko zu minimieren, wurde durch den Bund die Möglichkeit 

eröffnet, die Unterrichtsveranstaltungen ganz oder teilweise durch digitale Lehrformate zu 

ersetzen. Um zu gewährleisten, dass die Studierenden dieser Fachrichtungen ihr Studium ohne 

erhebliche zeitliche Verzögerung abschließen können, ist zudem laut Verordnungserläuterung 

die Möglichkeit eröffnet, dass Teile der (zahn-)ärztlichen Prüfung an Simulationspatienten, 

Simulatoren, am Phantom oder an einem anderen geeigneten Medium durchgeführt werden 

können. 

 

Die Universitätsmedizinen müssen hierfür die infrastrukturellen Voraussetzungen schaffen, 

indem entsprechende Investitionen für Simulation und digitale Lehrformate in Ersetzung und 

Ergänzung der klinischen Praxis erfolgen. Hierfür sollen rund 9,3 Millionen Euro zur 

Verfügung gestellt werden. 

 

 

d) Ausbau Ganztagsbetreuung 

 

Das Land stellt Kofinanzierungsmittel in Höhe von rund 3,2 Millionen Euro für die im Rahmen 

des Konjunkturpakets des Bundes vom Juni 2020 beabsichtigte Beschleunigung des Ausbaus 

der Ganztagsschulen und der Ganztagsbetreuung zur Verfügung. Der Bund beabsichtigt, den 

Ländern zusätzlich zu den laut Koalitionsvertrag vorgesehenen 2 Milliarden Euro an 

Investitionsmitteln für die Beschleunigung des Ausbaus der Ganztagsschulen und der 

Ganztagsbetreuung in einem ersten Schritt weitere 750 Millionen Euro zur Verfügung zu 

stellen. Auf Mecklenburg-Vorpommern würden davon rund 14,9 Millionen Euro entfallen 

(unter Zugrundelegung des Königsteiner Schlüssels). Es ist beabsichtigt, die Programmmittel 

für Investitionen in Horte und Grundschulen einzusetzen. Ein koordinierender Lenkungs-

ausschuss vom Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur und vom Ministerium für 

Soziales, Integration und Gleichstellung soll eingesetzt werden. 

 

 

e) Aufstockung des Schulbauprogramms 

 

Das Land unterstützt den Schulbau zusätzlich im Umfang von 100 Millionen Euro. Schwer-

punkt der Förderung sind die Sanierung und die Erweiterung von Schulgebäuden im Bereich 

der allgemeinbildenden Schulen. Die Federführung liegt bei dem Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur und dem Ministerium für Inneres und Europa. 

 

Diese zusätzlichen Mittel stehen neben den bereits bestehenden Programmen von Land, Bund 

und der Europäischen Union (Kommunalinvestitionsförderungsgesetz, Kapitel 1 und 2; 

verschiedene Programme der Städtebauförderung, Sportstättenbau und ländliche Entwicklung 

aus ELER; Sondervermögen „Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern“; „Schul-

paket“ Ausgleichsrücklage, Sonderbedarfszuweisung sowie Kofinanzierungshilfe) für Maß-

nahmen der Förderung von kommunalen Schulbaumaßnahmen zur Verfügung. 
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2. Schwerpunkt Gesundheit 

 

a) Errichtung des Sondervermögens „Universitätsmedizinen MV“ 

 

Aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ sollen 360 Millionen Euro dem Sonder-

vermögen „Universitätsmedizinen MV“ zugeführt werden. Im Übrigen wird auf die Artikel 1 

und 6 verwiesen.  

 

 

b) Aufstockung der Einzelfördermaßnahmen nach Landeskrankenhausgesetz  

 

Die Corona-Pandemie stellt die Krankenhäuser des Landes vor besondere Herausforderungen. 

Daher sollen Krankenhausinvestitionen (Einzelförderungen gemäß § 12 Landeskrankenhaus-

gesetz) der Jahre 2021 bis 2025 im Umfang von insgesamt 51 Millionen Euro vorgezogen und 

auf 69,3 Millionen Euro aufgestockt werden. Die Mittel in Höhe von 69,3 Millionen Euro 

werden im Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ zur Verfügung gestellt. Damit werden die 

Krankenhäuser in Mecklenburg-Vorpommern in die Lage versetzt, wichtige Investitionen 

bereits jetzt anzuschieben. Die Verpflichtung der Landkreise und kreisfreien Städte zur 

Kofinanzierung (40 Prozent) bleiben hiervon unberührt. 

 

 

c) Kofinanzierung Krankenhauszukunftsgesetz 

 

Der Bund stellt nach dem Entwurf des Krankenhauszukunftsgesetzes 3 000 Millionen Euro für 

Investitionen in eine moderne und bessere Ausstattung der Krankenhäuser bereit. Schwer-

punkte sind moderne Notfallkapazitäten, digitale Infrastruktur, IT-Sicherheit und regionale 

Versorgungsstrukturen. Mecklenburg-Vorpommern stehen voraussichtlich Mittel des Bundes 

in Höhe von rund 60 Millionen Euro zur Verfügung. Die notwendige Kofinanzierung im 

Verhältnis 70 Prozent Bund zu 30 Prozent Land kann bezüglich des Landesanteils auch 

grundsätzlich vollständig oder teilweise durch die Krankenhausträger erfolgen. Dabei ist die 

jeweilige finanzielle Leistungsfähigkeit der Krankenhausträger zu beachten. Vorsorglich ist die 

vom Land aufzubringende Kofinanzierung in Höhe von rund 26 Millionen Euro im Sonder-

vermögen „MV-Schutzfonds“ berücksichtigt worden. 

 

Gefördert werden können auch Vorhaben von Hochschulkliniken und Vorhaben, an denen 

Hochschulkliniken beteiligt sind, allerdings begrenzt auf höchstens 10 Prozent des dem Land 

zustehenden Anteils der Fördermittel (6 Millionen Euro). Dieser Anteil (zuzüglich der 

Kofinanzierung) von rund 8,6 Millionen Euro soll zugunsten der Universitätskliniken in 

Rostock und Greifswald voll ausgeschöpft werden. 

 

 

d) Einrichtung eines Studiengangs Intensivpflege/Intensivmedizin  

 

Angesichts des bundesweiten Mangels an Intensivpflegekräften sowie der fortschreitenden 

Erhöhung an notwendiger Fach-, Technik- und Methodenkompetenz in der Intensivmedizin 

bedarf es zum Erhalt der grundsätzlichen qualitativen und kapazitären Leistungsfähigkeit in der 

Hochleistungsmedizin in Mecklenburg-Vorpommern dringend eines Angebots an akade-

mischer Ausbildung von Fachkräften in der Intensivpflege/Intensivmedizin. 
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Daher ist ab 2021 die Einrichtung des Intensivpflegestudiengangs an der Universitätsmedizin 

Rostock geplant, welcher sich an berufserfahrene Pflegekräfte mit Hochschulreife oder 

Hochschulzugangsberechtigung durch Berufserfahrung wendet. Die für die Jahre 2021 bis 2025 

benötigten Mittel in Höhe von 2,73 Millionen Euro sollen als Anschubfinanzierung bereit-

gestellt werden. 

 

 

e) Sachkosten Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 

 

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern nimmt insbesondere 

während der Corona-Pandemie eine wichtige Stellung im Öffentlichen Gesundheitsdienst ein. 

Zur Stärkung der Arbeitsfähigkeit des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-

Vorpommern während der Corona-Pandemie und bei der Bekämpfung ihrer Folgen werden im 

Schutzfonds zusätzliche Bedarfe in Höhe von rund 0,66 Millionen Euro im Bereich der 

Digitalisierungsmaßnahmen und rund 4,7 Millionen Euro im Bereich der Gesundheits-

maßnahmen berücksichtigt. 

 

 

f) Gesundheitszentren und Arztpraxen im ländlichen Raum/Fortbildungsmaßnahmen 

 

Arztpraxen und Gesundheitszentren im ländlichen Raum sollen verstärkt gefördert werden. In 

den letzten Jahren hat sich gezeigt, dass gerade die Investitionen in eine eigene Arztpraxis für 

viele Ärztinnen und Ärzte eine erhebliche Hürde darstellen, um insbesondere eine Tätigkeit auf 

dem Land aufzunehmen. Zudem ist es wichtig, zukünftigen Ärztinnen und Ärzten Nieder-

lassungsmöglichkeiten im Arztberuf zu schaffen, die es ihnen ermöglichen, den Arztberuf ohne 

erhebliche finanzielle Risiken mit dem Privatleben zu vereinen. 

 

Hierzu ist die Einrichtung von Gesundheitszentren, die den niedergelassenen Ärztinnen und 

Ärzten Praxisräume vermieten und somit für diese erheblichen Investitionen vermeiden, 

besonders geeignet. Darüber hinaus können in Gesundheitszentren auch andere Synergie-

Effekte erzielt werden, nämlich dass medizinisches Geräte oder auch Personal für mehrere 

Ärztinnen und Ärzten zur Verfügung gestellt wird und das Fachärztinnen und Fachärzte, die 

sich in eigener Niederlassung befinden, zusätzlich tagesweise in Form einer Zweigpraxis in 

einem Gesundheitszentrum tätig werden. 

 

Wenn es gelingt, Ärztinnen und Ärzten gute Arbeitsbedingungen ohne zu hohe Investitions-

risiken zur Verfügung zu stellen, wird die Sicherstellung der ambulanten medizinischen 

Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern auch in den nächsten Jahren gelingen. 

 

Ebenfalls soll zur Sicherung des Fachkräftebedarfs von Kinder- und Jugendmedizinern im Land 

auch eine erhöhte Anzahl an Weiterbildungsstellen für diese Facharztausbildung geschaffen 

werden. Für die Gesundheitszentren und Arztpraxen im ländlichen Raum sowie die Fortbildung 

sind insgesamt 19 Millionen Euro vorgesehen. 
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3. Schwerpunkt Kommunen 

 

a) Aufstockung der kommunalen Finanzausstattung 

 

Nach dem Ergebnis des Gesprächs zwischen der Landesregierung und den kommunalen 

Landesverbänden am 21. September 2020 hat das Land zugesagt, die kommunalen Einnahmen 

in den Jahren 2020 und 2021 durch zusätzliche Beträge von 162,5 Millionen Euro zu stabili-

sieren, die durch das Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ zu finanzieren sind. 

 

Das Land stellt seinen Gemeinden unter Einbeziehung der Bundesmittel noch im Jahresverlauf 

2020 eine pauschale Kompensation von 120 Millionen Euro für Gewerbesteuerausfälle bereit. 

Die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden erfolgt entsprechend der Empfehlung des 

FAG-Beirates anhand eines Mischschlüssels. Der Finanzierungsanteil des Landes beträgt 

60 Millionen Euro. 

 

Im Jahr 2021 erfolgt eine einmalige Aufstockung der Schlüsselzuweisungen um einen Betrag 

von 35,5 Millionen Euro. Ferner wird für kommunale Zwecke einmalig ein zusätzlicher Betrag 

von 67 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, um die Gewerbesteuerausfälle im Jahr 2021 zu 

kompensieren und gegebenenfalls entsprechende Bundesmittel zu ergänzen. 

 

 

b) Zusätzliche Maßnahmen im Bereich Breitbandausbau 

 
Der Breitbandausbau im Land soll weiterhin forciert werden. Hier entstehen gegenüber den 

bisherigen Bedarfen aus den ersten Calls zum Breitbandprogramm des Bundes, die über das 

bislang mit 507 Millionen Euro ausgestattete Sondervermögen „Breitbandausbau in 

Mecklenburg-Vorpommern“ abgedeckt sind, weitere Finanzierungsbedarfe. Bei der 

sogenannten „Nachverdichtung“ im Rahmen des Bundesförderprogramms Breitband handelt 

es sich um die Förderung von zusätzlichen Breitbandanschlüssen, bei denen erst im Rahmen 

des laufenden Ausbaus im Projektgebiet eine Unterversorgung festgestellt wurde. Im Rahmen 

des „Graue Flecken“-Programms sollen Gebiete, die noch nicht gigabitfähig sind, gefördert 

werden. Insgesamt entstehen hier Kofinanzierungsverpflichtungen von rund 300 Millionen 

Euro. Davon entfallen rund 200 Millionen Euro auf das Land und rund 100 Millionen Euro auf 

die Kommunen. Die Finanzierung wird zu gleichen Konditionen wie beim Ursprungsprogramm 

erfolgen, das heißt auch die kommunalen Eigenanteile werden aus dem Sondervermögen 

vorfinanziert und durch spätere Entnahmen aus dem Sondervermögen „Kommunaler Aufbau-

fonds Mecklenburg-Vorpommern“ refinanziert. Dazu soll die Ermächtigung zur Entnahme aus 

dem Sondervermögen „Kommunaler Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern“ nach 

§ 28 Absatz 5 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern von 2029 auf 2034 

verlängert werden. Aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ sollen dem Sondervermögen 

„Breitbandausbau in Mecklenburg-Vorpommern“ einmalig 200 Millionen Euro in 2021 

zusätzlich zugeführt werden. 
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c) Kofinanzierung des ÖPNV-Rettungsschirms 

 

Das Land übernimmt den Hauptteil der notwendigen Kofinanzierung für den gemeinsamen 

ÖPNV-Rettungsschirm von Bund und Ländern. Die Finanzierung des vorgesehenen Defizit-

ausgleichs erfolgt zu 50 Prozent durch den Bund. Im Ergebnis des Gesprächs zwischen der 

Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden am 21. September 2020 wurde 

vereinbart, dass im sonstigen ÖPNV 40 Prozent durch das Land und 10 Prozent durch die 

Kommunen und kommunalen Aufgabenträger getragen werden. Nach aktueller Einschätzung 

sind hierfür landesseitig 22,2 Millionen Euro im Jahr 2020 erforderlich. 

 

 
4. Schwerpunkt Digitalisierung 

 

Die Corona-Pandemie zeigt, dass zur dauerhaften Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit der 

Landesverwaltung erhebliche Handlungsbedarfe im Bereich der Digitalisierung bestehen. Vor 

diesem Hintergrund sollen aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 400 Millionen Euro 

bereitgestellt werden; davon rund 110 Millionen Euro für das Programm „Zukunft der 

Verwaltung“ und rund 290 Millionen Euro für den Bereich Digitalisierung (sogenanntes 

„Digitalisierungspaket“). 

 

 

a) Zukunft der Verwaltung 

 

Im Rahmen des Programms „Zukunft der Verwaltung“ ist beabsichtigt, eine Organisations-

einheit zur Beratung der gesamten Landesverwaltung in den Bereichen Geschäftsprozess-

optimierung, Organisationsberatung und Projektmanagement und -controlling zu etablieren 

(rund 5 Millionen Euro). Mit MV-Flix sollen allen Beschäftigten der Landesverwaltung Lern- 

und Schulungsinhalte digital zur Verfügung gestellt werden. Einen weiteren Schwerpunkt 

bildet der MV-PC, mit dem die Beschäftigten - soweit möglich und erforderlich - zum 

ortsunabhängigen Arbeiten befähigt werden sollen. Das für Digitalisierung zuständige Ressort 

wird ein Konzept für die Einführung des MV-PC in der Landesverwaltung erstellen, mit dem 

unter Berücksichtigung der bestehenden heterogenen IT-Landschaft und den Kapazitäten des 

Landes-IT-Dienstleisters ein realistischer Einführungszeitplan festgelegt wird. Die im Rahmen 

eines externen Benchmarks erhobenen Leistungsinhalte inklusive marktüblicher Preisgestal-

tung finden im Rahmen des Konzepts Berücksichtigung. 

 

 

b) Digitalisierungspaket 

 

Aus dem Digitalisierungspaket sind insbesondere die Bereiche Umsetzung des Onlinezugangs-

gesetzes, die E-Akte, IT-Fachverfahren (soweit sie aus dem Sondervermögen „MV-Schutz-

fonds“ finanziert werden), IT-Sicherheit und weitere ressortübergreifende Infrastrukturdienste 

zu finanzieren. 
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Zuständig für die Verwaltung des Budgets ist das für Digitalisierung zuständige Ressort. Nach 

Prüfung, ob sich die Maßnahmen in den IT-Rahmen der Landesverwaltung einfügen und die 

Wirtschaftlichkeit gewährleistet ist, müssen von dort die Mittel den Ressorts schnellstmöglich 

im benötigten Umfang zur Verfügung gestellt werden. Hierzu wird das für Digitalisierung 

zuständige Ressort in Abstimmung mit der Staatskanzlei und dem Finanzministerium ein 

Konzept zum Verfahren der Verteilung bis November 2020 in Grundzügen und bis Februar 

2021 im Detail vorlegen und vom Kabinett beschließen lassen. Für bereits begonnene oder 

laufende Maßnahmen ist ein vereinfachtes Verfahren vorzusehen. 

 

 
5. Schwerpunkt Wirtschaft und Arbeit 

 

a) „Stabilisierungshilfe Mecklenburg-Vorpommern“ (Winter-Wirtschaftsprogramm) 

 

Bund und Land haben seit Ausbruch der Corona-Pandemie umfangreiche Instrumente 

geschaffen, um die wirtschaftliche Existenz von Unternehmen zu sichern. Um die Wirtschafts-

lage in Unternehmen nachhaltig zu stabilisieren, wird das Land mit einem Landesprogramm 

„Stabilisierungshilfe Mecklenburg-Vorpommern“ weitere - über den Bund hinausgehende - 

Maßnahmen ergreifen. 

 

Das Landesprogramm „Stabilisierungshilfe Mecklenburg-Vorpommern“ wird ein Mittel-

volumen von 100 Millionen Euro umfassen. In dieser Summe sind enthalten:  

 

(A) Ergänzung zu den Überbrückungshilfen des Bundes   45,0 Millionen Euro 

(B) Zusätzliche Unterstützung für die     12,0 Millionen Euro 

Veranstaltungswirtschaft 

(C) Neuauflage der Corona-Liquiditätshilfen   43,0 Millionen Euro. 

 

Die ergänzenden Überbrückungshilfen des Landes sowie die Hilfen für die Veranstaltungs-

branche erfolgen subsidiär zur geplanten Bundesförderung. 

 

 

b) Einrichtung touristischer Modellregionen 

 

Die Tourismusbranche als klassische Querschnittsbranche ist Treiber für die gesamte 

Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern. Die Wettbewerbsfähigkeit des touristischen Marke-

tings und der Ausbau der touristischen Infrastruktur, besonders in den Orten im ländlichen 

Raum, aber auch in hochfrequentierten Regionen, stehen vor Herausforderungen. Mit der 

Einrichtung von Modellregionen sollen Lösungen für zentrale Aufgabenstellungen aus der 

Landestourismuskonzeption, zum Beispiel in Bezug auf die kommunale Zusammenarbeit, die 

Digitalisierung und die Verbesserung der Mobilitätsangebote sowie eine verbesserte Einnahme-

struktur erprobt werden. Verschiedene Modelle, wie zum Beispiel ein einheitliches Erhebungs-

gebiet für Gästeabgaben sowie die Einführung von neuen Prädikaten (Tourismusort, Erholungs-

gebiet, Dienstleistungskommune) sind Ideen für die zukünftige Aufstellung von touristischen 

Regionen und mehr Partizipation.  
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Weitere Themen werden die Neuaufstellung der Organisation und Finanzierung des Tourismus, 

die Stärkung des Bewusstseins und der Akzeptanz für den Tourismus, die Verbesserung der 

Infrastruktur und Mobilität in touristisch stark frequentierten Orten, Innovationen und 

Qualitätsverbesserungen in den Regionen und ein Anreizsystem für effizientere Strukturen im 

touristischen Management sein. Für Managementaufgaben in den Modellregionen stehen 

1 Million Euro zur Verfügung. 

 

 
6. Kompensation von Mindereinnahmen aus steuerrechtlichen Maßnahmen mit Corona-Bezug 

 

Infolge des Corona-Steuerhilfegesetzes, des Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes sowie unter-

gesetzlichen steuerrechtlichen Corona-Maßnahmen ergeben sich im Ergebnis der Interims-

Steuerschätzung für das Land Mecklenburg-Vorpommern Mindereinnahmen für den Landes-

haushalt von kumuliert 297,6 Millionen Euro über den Zeitraum 2020 bis 2024. Dieser 

Gesamtbetrag setzt sich zusammen aus Jahresbeträgen von unterschiedlicher Höhe: 

 

Millionen Euro 2020 2021 2022 2023 2024 

Mindereinnahmen durch coronabedingte 

Steuerrechtsänderungen 

-143,1 -67,0 -27,2 -40,5 -19,8 

 

Diese steuerlichen Maßnahmen weisen eine vergleichbare Zielrichtung auf wie bestehende 

Ausgabenprogramme. Mit diesen Maßnahmen sollen die für Bürgerinnen und Bürger und 

Unternehmen zu erwartenden negativen Effekte der Corona-Pandemie vermieden oder 

abgemildert werden. Sie sind daher auch als Maßnahmen zu verstehen, die Kreditermächtigung 

gemäß § 18 Absatz 7 Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern begründen, da sie 

„zur Beseitigung der Schäden“ geeignet sind oder Maßnahmen darstellen, „mit denen das 

Ausmaß der drohenden Schäden möglichst geringgehalten werden soll“. Daher können die 

entsprechenden Finanzbedarfe für diese steuerlichen Maßnahmen bei der Bemessung der 

Kreditermächtigung für den Zweiten Nachtrag 2020 Berücksichtigung finden. Die betreffenden 

Beträge werden jeweils zum Haushaltsausgleich aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 

entnommen und dem Landeshaushalt zugeführt. 

 

 
B Besonderer Teil 
 
Zu Nummer 1 

 

Das Sondervermögen ist aus Mitteln des Landeshaushalts gebildet worden. Die Zuführungen 

ergeben sich aus dem jeweils geltenden Haushaltsgesetz und dem Haushaltsplan und sind 

entsprechend dem Bedarf erhöht worden. 

 

 
Zu Nummer 2 
 
Zu Buchstabe a 

 

Die Anpassung dient der Finanzierung der im allgemeinen Teil unter Nummer 5 dargestellten 

Maßnahmen im Schwerpunkt Wirtschaft und Arbeit. 
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Zu Buchstabe b 

 

Die Anpassung ermöglicht die Finanzierung der im allgemeinen Teil unter Nummer 2 a) 

dargestellten Maßnahmen im Schwerpunkt Gesundheit. 

 

 
Zu Buchstabe c 

 

Die Anpassung dient der Klarstellung. 

 

 
Zu Buchstabe d 

 

Die Änderung ist redaktionell bedingt. 

 

 
Zu Buchstabe e 

 

Die Anpassung dient der Finanzierung der im allgemeinen Teil unter den Nummern 1, 3, 4 

und 6 dargestellten Maßnahmen in den Schwerpunkten Bildung und Wissenschaft, Kommunen, 

Digitalisierung und Kompensation von Mindereinnahmen aus steuerrechtlichen Maßnahmen. 

 

Hinzu kommen Zuführungen an den Landeshaushalt zur Sondertilgung des zur Finanzierung 

des Sondervermögens aufgenommenen Kredits. Sondertilgungen werden insbesondere dann 

geboten sein, wenn sich herausstellen sollte, dass nicht alle Mittel des Sondervermögens zur 

Abwehr der Corona-Pandemie und zur Bewältigung ihrer Folgen benötigt werden. Im Hinblick 

auf die Finanzierung der Zuführung an das Sondervermögen aus einer Notkreditaufnahme 

dürfen die Mittel nur zur Bewältigung dieser Notsituation oder zur Tilgung des aufgenommenen 

Kredits verwendet werden. 
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Wirtschaftsplan Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ 2020 
 

Bewirtschaftungsgrundsätze 
    

1. Die Ansätze sind gegenseitig deckungsfähig. 

2. Die Ausgabezwecke werden im Einvernehmen mit der Staatskanzlei, dem Ministerium für 

Inneres und Europa und dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 

entsprechend dem notwendigen Bedarf im Rahmen der Zweckbindung gemäß § 2 des 

Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ näher untersetzt.       

    Beträge in TEUR 

Einnahmen Ansatz Ansatz Soll Ist 

Zweckbestimmung 2020 2021 2019 2018 

Zuführungen aus dem Landeshaushalt  2 850 000,0  -- -- -- 

Sonstige Zuführungen aus dem Landeshaushalt  0,0  -- -- -- 

Rückzahlung zweckwidrig verwendeter Mittel und 

Verzugszinsen 
0,0  -- -- -- 

Erstattungen von Gemeinden und Gemeinde- 

verbänden  
0,0 -- -- -- 

Erstattungen Dritter  0,0  -- -- -- 

Gesamteinnahmen 2 850 000,0  0,0 0,0 0,0       
      

    Beträge in TEUR 

Ausgaben Ansatz Ansatz Soll Ist 

Zweckbestimmung 2020 2021 2019 2018 

Teil I         

A Wirtschaft 466 658,6 0,0 0,0 0,0 

A1 Soforthilfen für Kleinunternehmen 108 493,6 -- -- -- 

A2 Liquiditätshilfeprogramm 109 999,5 -- -- -- 

A3 Beteiligung an Schlüsselunternehmen 100 000,0 -- -- -- 

A4 Pendlerprogramm 2 500,0 -- -- -- 

A5 
Förderprogramm Ausbildungs- 

    Fortsetzung 
6 300,0 -- -- -- 

A6 
Kooperations- Netzwerke/Innovations- 

    cluster 
350,0 -- -- -- 

A7 
Kampagne zur Absicherung des  

    Neustarts des Tourismus 
1 165,5 -- -- -- 

A8 Unterstützung des Flughafens RLG 750,0 -- -- -- 

A9 FRS Königslinie 0,0 -- -- -- 

A10 Neustart-Prämie 12 500,0 -- -- -- 

A11 
GRW-Aufstockung (Kofi)/Invest- 

    Programm Modernisierung 
52 150,0 -- -- -- 

A12 Ergänzung der Überbrückungshilfen 22 000,0 -- -- -- 

A13 Digitrans 2 500,0 -- -- -- 

A14 
Förderung Produktion Schutzaus- 

    rüstung 
1 000,0 -- -- -- 

A15 Einzelhandelskampagne 300,0 -- -- -- 

A16 ÖPNV-Rettungsschirm 33 500,0 -- -- -- 

A17 Förderung privater Hörfunkanbieter 150,0 -- -- -- 

A18 Veranstaltungswirtschaft 13 000,0 -- -- -- 
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B Gesundheit 80 169,6 0,0 0,0 0,0 

B1 
Lohnfortzahlung nach Infektions- 

schutzgesetz 
29 429,2 -- -- -- 

B2 
Infrastrukturinvestitionen in der  

Krankenversorgung 
50 740,4 -- -- -- 

            

C Sonstige öffentliche Daseinsvorsorge 62 884,8 0,0 0,0 0,0 

C1 Unterstützung Kultureinrichtungen, 

Kunst- und Kulturschaffenden 

17 950,0 -- -- -- 

C2 Sozialfonds 20 000,0 -- -- -- 

C3 
Erstattung der Auslagen für abgesagte 

Schulfahrten 
1 250,0 -- -- -- 

C4 Außerschulische Lernorte 550,0 -- -- -- 

C5 
Freiwillige und ergänzende Ferien- 

förderung 
1 500,0 -- -- -- 

C6 Sommerferienhort 4 000,0 -- -- -- 

C7 
Corona-Prämie für Beschäftigte in 

Pflegeeinrichtungen 
12 437,0 -- -- -- 

C8 Teststrategie an Kitas und Schulen 2 482,8 -- -- -- 

C9 Online-Zeitungsprojekt 2 000,0 -- -- -- 

C10 
Wissenschaftliche Begleitung  

Schulöffnung 
715,0 -- -- -- 

            

D Landesverwaltung zur Umsetzung  

von Schutzmaßnahmen 

67 070,0 0,0 0,0 0,0 

D1 Schutzausrüstung 60 000,0 -- -- -- 

D2 Digitalisierung 4 518,0 -- -- -- 

D3 Öffentlichkeitsarbeit 520,0 -- -- -- 

D4 Gerichtsverfahrenskosten 232,0 -- -- -- 

D5 Liegenschaftsverwaltung 1 800,0 -- -- -- 

            

E Sonstige Maßnahmen 23 217,0 0,0 0,0 0,0 

E1 Absicherung von Bürgschaften 

(Werften) 

20 000,0 -- -- -- 

E2 Reserve 3 217,0 -- -- -- 

E3 Rückstellung Bundeskonjunktur- 

programm 

0,0 -- -- -- 

E4 Abführung an den Landeshaushalt 0,0 -- -- -- 

  Zwischensumme I  700 000,0             
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Ausgaben Ansatz Ansatz Soll Ist 

Zweckbestimmung 2020 2021 2019 2018 

Teil II         

A Wirtschaft & Arbeit 101 000,0 0,0 0,0 0,0 

A1 Überbrückungshilfen 45 000,0 -- -- -- 

A2 Veranstaltungswirtschaft 12 000,0 -- -- -- 

A3 Liquiditätshilfen 43 000,0 -- -- -- 

A4 Tourismus Modellprojekte 1 000,0 -- -- -- 

            

B Gesundheit 481 112,7 0,0 0,0 0,0 

B1 Krankenhausförderung (Infrastruktur) 95 300,0 -- -- -- 

B2 
Sondervermögen 

„Universitätsmedizinen MV“ 
360 000,0 -- -- -- 

B3 Gesundheitszentren 19 000,0 -- -- -- 

B4 Sachkosten LAGuS 4 687,6 -- -- -- 

B5 Sonstiges 2 125,1 -- -- -- 

            

C öffentliche Daseinsfürsorge 80 577,0 0,0 0,0 0,0 

C1 Aufstockung Sozialfonds 5 000,0 -- -- -- 

C2 Infrastruktur 3 570,0 -- -- -- 

C3 Verlustausgleich 38 907,0       

C4 Umsetzung SodEG 33 100,0 -- -- -- 

            

D Digitalisierung 400 000,0 0,0 0,0 0,0 

D1 eAkte 100 000,0 -- -- -- 

D2 Fachverfahren 100 000,0 -- -- -- 

D3 mobiles Arbeiten 100 000,0 -- -- -- 

D4 Onlinezugangsgesetz (OZG) 75 000,0 -- -- -- 

D5 Telefon/Videokonferenzen 2 000,0 -- -- -- 

D6 Strategie 3 000,0 -- -- -- 

D7 IT Sicherheit 10 000,0 -- -- -- 

D8 Sonstiges 10 000,0 -- -- -- 

            

E Landesverwaltung 13 377,4 0,0 0,0 0,0 

E1 Verlustausgleich 5 223,0 -- -- -- 

E2 Liegenschaftsverwaltung 6 328,0 -- -- -- 

E3 Justizvollzug und Polizei 1 826,4 -- -- -- 
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F Bildung & Wissenschaft 255 467,7 0,0 0,0 0,0 

F1 Digitale Schule 80 000,0 -- -- -- 

F2 Digitale Hochschule 40 000,0 -- -- -- 

F3 Ausbau Ganztagsbetreuung 3 200,0 -- -- -- 

F4 Hochschulausbildung 32 267,7 -- -- -- 

F5 Schulbauprogramm 100 000,0 -- -- -- 

            

G Kommunen 387 240,0 0,0 0,0 0,0 

G1 Finanzausstattung Kommunen 162 500,0 -- -- -- 

G2 Breitbandausbau 200 000,0 -- -- -- 

G3 ÖPNV 22 240,0 -- -- -- 

G4 Städtebau 2 500,0 -- -- -- 

            

I Steuermindereinnahmen 297 600,0 0,0 0,0 0,0 

I1 

Steuermindereinnahmen aufgrund  

coronabedingter Steuerrechts- 

änderungen 

297 600,0 -- -- -- 

            

J sonstige Maßnahmen 133 625,2 0,0 0,0 0,0 

J1 Reserve 133 625,2 -- -- -- 

            

  Zwischensumme II 2 150 000,0 0,0 0,0 0,0 

  Gesamtausgaben 2 850 000,0 0,0 0,0 0,0 

 
 
Zu Nummer 3 

 

Im Hinblick auf das erweitere Spektrum der Schwerpunkte sollen die Gremien zur Bewirt-

schaftung des Sondervermögens erweitert werden.  

 

 
Zu Artikel 3 - Änderung des Kredittilgungsplangesetzes 2020  
 
A Allgemeines 

 

Mit § 2 Absatz 2a des Haushaltsgesetzes 2020/2021 in der Fassung des Entwurfs des Zweiten 

Nachtragshaushaltsgesetzes 2020 wird auf Grundlage von Artikel 65 Absatz 2 Satz 2 Alter-

native 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 18 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern eine 

zusätzliche Kreditermächtigung für außergewöhnliche Notsituationen zur anteiligen Finan-

zierung einer Zuführung an das Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ eingeworben. 

 

Gemäß § 18 Absatz 8 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern ist zeitgleich 

mit dem zur Kreditaufnahme ermächtigenden Haushaltsgesetz in einem Begleitgesetz unter 

Berücksichtigung der Höhe des prognostizierten Finanzbedarfs ein Tilgungsplan verbindlich 

festzulegen, aus dem sich ergibt, in welchem Zeitraum die aufgenommenen Kredite zu tilgen 

sind. 
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B Besonderer Teil 

 
Zu Nummer 1 

 

Die Änderung dient der Anpassung der jährlichen Tilgungsrate, die nunmehr 142,5 Millionen 

Euro beträgt und nicht mehr prozentual berechnet wird. Der Tilgungsbeginn ist in Abhängigkeit 

der erwarteten Auswirkungen der Pandemie nun das Jahr 2025. 

 

 
Zu Nummer 2 

 

Die mit der Änderung eingefügte Möglichkeit der Sondertilgung verringert bei Inanspruch-

nahme die Höhe der verbliebenen jährlichen Tilgungen in gleichen Anteilen. 

 

Sondertilgungen werden insbesondere dann geboten sein, wenn sich herausstellen sollte, dass 

nicht alle Mittel des Sondervermögens zur Abwehr der Corona-Pandemie und zur Bewältigung 

ihrer Folgen benötigt werden. Im Hinblick auf die Finanzierung der Zuführung an das Sonder-

vermögen aus einer Notkreditaufnahme dürfen die Mittel nur zur Bewältigung dieser Not-

situation oder zur Tilgung des aufgenommenen Kredits verwendet werden. 

 

 
Zu Artikel 4 - Änderung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
 
A Allgemeines 

 

Die Corona-Pandemie hat zu erheblichen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte geführt. 

Neben zusätzlichen Ausgaben sind infolge der Pandemie auch erhebliche Ausfälle bei den 

Steuereinnahmen zu verzeichnen. Nach der Interims-Steuerschätzung im September 2020 ist 

zu erwarten, dass die Gemeindesteuern um 150 Millionen Euro im Jahr 2020 und um 

105 Millionen Euro im Jahr 2021 zurückgehen. Da auch das Land höhere Ausgaben sowie 

erhebliche Einnahmeausfälle nach der Interims-Steuerschätzung zu verzeichnen hat, sind 

zudem die Finanzausgleichsleistungen im Jahr 2021 um 185 Millionen Euro zu reduzieren. In 

Anbetracht dieser weitreichenden Herausforderungen hat sich die Landesregierung mit den 

kommunalen Landesverbänden über Maßnahmen zur Stabilisierung der Finanzausstattung in 

einem Gespräch am 21. September 2020 verständigt. Mit den hier vorgesehenen Änderungen 

des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern soll im Wesentlichen das Ergebnis 

des Gesprächs gesetzlich umgesetzt werden. Das verschriftlichte Ergebnis des Gesprächs vom 

21. September 2020 ist als Anlage 1 zur Gesetzesbegründung beigefügt. 

 

Gemäß den Eckpunkten des Gesprächs sollen die kommunalen Einnahmen mit verschiedenen 

Maßnahmen auf dem hohen ursprünglich geplanten Niveau stabilisiert werden. 

 

Im Jahr 2020 soll aufgrund des Gesetzes zum Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen 

der Gemeinden in Folge der COVID-19-Pandemie durch Bund und Länder (Artikel 1 des 

Gesetzes zur finanziellen Entlastung der Kommunen und der neuen Länder) allen Gemeinden 

zur Stärkung ihrer durch die Folgewirkungen der COVID-19-Pandemie verschlechterten 

Finanzlage für die im Jahr 2020 zu erwartenden Gewerbesteuermindereinnahmen ein 

pauschaler Ausgleich gewährt werden, welcher zu gleichen Teilen vom Bund und dem 

jeweiligen Land erbracht werden muss. Für die Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern sind 

es 120 Millionen Euro.  
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Das Land stellt seinen hälftigen Anteil in Höhe von 60 Millionen Euro zur Verfügung, sodass 

sich die zu erwartenden Steuerausfälle auf minus 30 Millionen reduzieren würden. Die 

Verteilung der Mittel hat sich gemäß der bundesgesetzlichen Vorgabe an den Mindereinnahmen 

zu orientieren und wird ansonsten den einzelnen Ländern überlassen. Die Verteilung der Mittel 

ist im FAG-Beirat abgestimmt worden und soll nach einem Mischschlüssel erfolgen, welcher 

zu 90 Prozent die Gewerbesteueranteile der Jahre 2016 bis 2019 und zu 10 Prozent die 

Gewerbesteuermindereinnahmen im ersten Halbjahr 2020 im Vergleich zum Vorjahreshalbjahr 

berücksichtigt. 

 

Im Jahr 2021 soll der positive Abrechnungsbetrag des kommunalen Finanzausgleichs für das 

Jahr 2019 in Höhe von 101,7 Millionen Euro vorzeitig bereits im Jahr 2021 für eine Stabili-

sierung der Schlüsselzuweisungen eingesetzt werden. Darüber hinaus wird die Schlüsselmasse 

um weitere 35,5 Millionen Euro einmalig im Jahr 2021 aufgestockt. Aus dem Sondervermögen 

„Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ soll den Kommunen ein Betrag 

von 35,5 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden. Für diese Zwecke wird die 

Kreditermächtigung in Höhe von 25,5 Millionen Euro in Anspruch genommen. Diese 

Maßnahme ist in Artikel 5 des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes geregelt. Zudem erhalten 

die Kommunen in den Jahren 2021 und 2022 Beträge für die sogenannten Kosten der Unter-

kunft-Überhang in Höhe von 12,031 Millionen Euro und 11,486 Millionen Euro (Ziffer 4 des 

Ergebnisprotokolls vom 24. September 2019). Hintergrund ist die Änderung des Transferwegs 

für das sogenannte 5-Milliarden-Euro-Paket des Bundes. Mit diesen Maßnahmen wird im Jahr 

2021 die Reduzierung der kommunalen Finanzausgleichsleistungen ausgeglichen sein. Die 

Kommunen erhalten die im Doppelhaushalt 2020/2021 zugesagten Zuweisungen aus dem 

Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern und verfügen somit über die notwendige 

Liquidität. 

 

Die zu erwartenden Steuerausfälle der Kommunen sollen darüber hinaus durch einen zusätz-

lichen Betrag von 67 Millionen Euro ausgeglichen werden. Das Land stellt im Sondervermögen 

„MV-Schutzfonds“ diesen Betrag einmalig zur Verfügung, um die Gewerbesteuerausfälle im 

Jahr 2021 zu kompensieren und gegebenenfalls entsprechende Bundesmittel als Kofinan-

zierungsanteil des Landes zu ergänzen. Die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden 

erfolgt nach Abstimmung im FAG-Beirat. Damit werden sich die zu erwartenden Steuerausfälle 

der Kommunen im Jahr 2021 ebenfalls spürbar reduzieren. 

 

Die Änderungen zu diesen Maßnahmen sind in § 10 sowie in dem neu eingefügten Abschnitt 9 

geregelt. 

 

Darüber hinaus sind noch die Voraussetzungen zu schaffen, dass die vom Bund im Rahmen des 

Bundeskonjunkturpakets zugesagte Unterstützung des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

umgesetzt werden kann. Hierfür ist eine Änderung in § 8 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-

Vorpommern erforderlich. Weiterhin erfolgt noch eine Änderung zu der in § 28 Absatz 5 

Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern geregelten Finanzierung des Breitband-

ausbaus. 
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B Besonderer Teil 
 
Zu Nummer 1 

 

Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses ist redaktioneller Art. 

 

 
Zu Nummer 2 

 

Bund und Länder haben mit Beschluss der Gesundheitsministerkonferenz vom 

4. September 2020 einen Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst geschlossen. Darin sagte 

der Bund zu, den Ländern für die Umsetzung des Paktes in 6 Tranchen insgesamt 3,1 Milliarden 

Euro in den Jahren 2021 bis 2026 durch Festbeträge im Rahmen der vertikalen Umsatzsteuer-

verteilung zur Verfügung zu stellen. Nach dem Ergebnis des Gesprächs zwischen der 

Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden vom 21. September 2020 werden die 

Bundesmittel für die zusätzlichen Stellen im Verhältnis 80 Prozent (kommunale Ämter) zu 

20 Prozent (Landesamt für Gesundheit und Soziales, Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Gesundheit/Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung) verteilt. Dies entspricht 

dem Aufgabenverhältnis zwischen Land und Kommunen in Mecklenburg-Vorpommern. Diese 

Mittelverteilung ist außerhalb des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern umzu-

setzen. Es bedarf mithin eines jährlichen Abzugsbetrags in Höhe der Umsatzsteuereinnahmen, 

die der Bund dem Land für die Umsetzung des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst 

jährlich zur Verfügung stellt. 

 

 
Zu Nummer 3 a) 

 

Mit dem Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und 

Kommunen in den Jahren 2020 und 2021 vom 9. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2051) hat der 

Bund erneut den Transferweg für das 5-Milliarden-Euro-Paket verändert. Entsprechend Ziffer 4 

des Ergebnisses des Fortsetzungsgesprächs zwischen der Landesregierung und den kommu-

nalen Landesverbänden zum Gesetzentwurf zur Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern vom 24. September 20191 ergeben sich daraus für die Jahre 2021 

und 2022 Ausgleichsbeträge zugunsten der kommunalen Träger gemäß § 1 Absatz 1 des 

Landesausführungsgesetzes SGB II (sogenannter Kosten der Unterkunft-Überhang). Mit dieser 

Änderung wird der Betrag für 2021 auf 12,031 Millionen Euro und für 2022 auf 

11,486 Millionen Euro konkretisiert. Diese Beträge ergeben sich ebenso aus Ziffer 2 des 

Ergebnispapiers über das Gespräch zwischen der Landesregierung und den kommunalen 

Landesverbänden vom 21. September 2020. 

 

 
Zu Nummer 3 b) 

 

Die Regelung dient der Umsetzung von Ziffer 2 des Ergebnisses des Gesprächs zwischen der 

Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden vom 21. September 2020. Darin hat 

sich das Land zur Stabilisierung der kommunalen Einnahmen bereiterklärt, den Kommunen 

einmalig im Jahr 2021 eine Aufstockung von 35,5 Millionen Euro zur Verstärkung der 

Schlüsselmasse zur Verfügung zu stellen. 

  

                                                 
1 Siehe Landtagsdrucksache 7/4301 vom 30. Oktober 2019, Anlage 2 Seite 163 ff. 
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Zu Nummer 4 

 

Um den Breitbandausbau landesweit auszuweiten, stellt das Land weitere Mittel nach den 

bisherigen Konditionen zur Verfügung. Damit die Kommunen ihre Eigenanteile finanzieren 

können, ist eine Verlängerung der Jahresfrist in § 28 Absatz 5 Finanzausgleichsgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern von dem Jahr 2029 bis zum Jahr 2034 erforderlich. 

 

 
Zu Nummer 5 
 

Durch die Vorschrift des § 36 wird der pauschale Ausgleich von Gewerbesteuerminder-

einnahmen der Gemeinden im Jahr 2020 geregelt. Mit dem Gesetz des Bundes zum Ausgleich 

von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden in Folge der COVID-19-Pandemie durch 

Bund und Länder gewährt der Bund den Gemeinden für im Jahr 2020 erwartete Gewerbe-

steuermindereinnahmen gemeinsam und paritätisch mit dem jeweiligen Land einen pauschalen 

Ausgleich zur Stärkung ihrer durch die Folgewirkungen der COVID-19-Pandemie verschlech-

terten Finanzlage. Für das Land Mecklenburg-Vorpommern sieht das oben genannte Gesetz in 

§ 2 Absatz 1 einen pauschalen Ausgleich in Höhe von 120 Millionen Euro vor. Die Verteilung 

dieser Mittel auf die Gemeinden hat sich gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 des oben genannten 

Gesetzes an den erwarteten Gewerbesteuermindereinnahmen zu orientieren und obliegt im 

Einzelnen den Ländern. Die Länder sind gemäß § 2 verpflichtet, ihren Gemeinden unverzüglich 

nach Zahlungseingang der Bundesmittel den pauschalen Ausgleich auszuzahlen. Unter 

Berücksichtigung dieser Ausgleichsregelung haben sich die Landesregierung und die kommu-

nalen Landesverbände in dem Gespräch vom 21. September 2020 darauf verständigt, dass das 

Land den Gemeinden unter Einbeziehung der Bundesmittel noch im Jahresverlauf 2020 eine 

pauschale Kompensation in Höhe von 120 Millionen Euro für Gewerbesteuerausfälle bereit-

stellt (siehe Ziffer 1 erster Unterstrich des Ergebnisses). 

 

Es ist eine angemessene Aufteilung der Kompensationsmittel des Bundes und des Landes auf 

die Kommunen für Gewerbesteuerausfälle bei gleichzeitiger Integration in den horizontalen 

Finanzausgleich 2022 vorgesehen. Die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden ist im 

FAG-Beirat am 14. August 2020 abgestimmt worden. Vorgesehen ist eine Verteilung anhand 

eines Mischschlüssels, welcher zu 90 Prozent die Gewerbesteueranteile der Jahre 2016 bis 2019 

und zu 10 Prozent die Gewerbesteuerrückgänge im ersten Halbjahr 2020 im Vergleich zum 

Vorjahreshalbjahr berücksichtigt. Nach diesem Schlüssel sollen 108 Millionen Euro nach dem 

vergangenheitsbezogenen Mehrjahresvergleich und 12 Millionen Euro nach dem Vergleich des 

Gewerbesteueraufkommens des ersten Halbjahres 2020 zu dem ersten Halbjahr 2019 verteilt 

werden. Mit der im FAG-Beirat geeinten Verteilung der Kompensationsmittel erhalten alle 

Gemeinden anteilig Ausgleichsmittel von den 120 Millionen Euro. 

 

Dieser Verteilungsschlüssel mit dem Schwerpunkt auf einer vergangenheitsbezogenen 

Berechnungsgrundlage ist insbesondere deshalb gewählt worden, da die Gewerbesteuerdaten 

des ersten Halbjahres vorläufiger Natur sind und seitens der Rechnungsprüfungsämter noch 

nicht überprüft worden sind. Zudem erfolgen über die einzelnen Quartale viele Nach-

korrekturen aus Vorjahren, sodass etwaige Mindereinnahmen nicht unbedingt im Zusammen-

hang mit der COVID-19-Pandemie stehen, sondern auf einer Steuerrückzahlung für Vorjahre 

basieren können. Auch können die Steuermindereinnahmen einer Gemeinde zum Beispiel mit 

dem Wegzug eines Unternehmens zusammenhängen.  
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Die Halbjahres- und Quartalsvergleiche haben gezeigt, dass es rund 300 Gemeinden gibt, die 

im Vergleich zum Vorjahr kein Gewerbesteuerminderaufkommen gehabt haben und damit bei 

einer ausschließlichen Verteilung nach Halbjahresdaten (oder Quartalsdaten) keine Ausgleichs-

mittel erhalten würden. Ob diese 300 Gemeinden keine coronabedingten Gewerbesteuer-

ausfälle gehabt haben, erscheint fraglich. Zu vermuten ist, dass bei vielen Gemeinden Steuer-

nachzahlungen aus Vorjahren etwaige pandemiebedingte Mindereinnahmen ausgeglichen 

haben. Nur eine sehr zeitaufwendige Nachprüfung im Einzelfall bei allen Gemeinden würde 

Klarheit erbringen, ob tatsächlich pandemiebedingte Mindereinnahmen entstanden sind. Da 

allerdings gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zum Ausgleich von Gewerbesteuerminder-

einnahmen der Gemeinden in Folge der COVID-19-Pandemie durch Bund und Länder die 

Länder verpflichtet sind, unverzüglich nach Zahlungserhalt durch den Bund die Mittel an die 

Gemeinden auszuzahlen, müsste eine detaillierte Klärung jedes Einzelfalls noch in diesem Jahr 

erfolgen, was aus verwaltungstechnischen Gründen praktisch nicht möglich ist. Aufgrund 

dieser Umstände hat sich der FAG-Beirat nach vorheriger Abstimmung in einer Unterarbeits-

gruppe unter Beteiligung kommunaler Vertreter auf den überwiegend vergangenheits-

bezogenen Mischschlüssel geeinigt. Eine Orientierung an den Gewerbesteuermindereinnahmen 

ist auch mit diesem Verteilungsschlüssel entsprechend der bundesgesetzlichen Vorgabe 

gegeben. Auch die im Gesetzgebungsverfahren noch mit aufgenommene Berichtspflicht 

(Drucksache des Bundestages 19/22586) sieht unter anderem nur eine gemeindescharfe 

Auflistung der ausgezahlten Mittel und der bekannten Gewerbesteuereinnahmen und damit 

nicht der pandemiebedingten Mindereinnahmen vor. 

 

Die pauschale Kompensation der Gewerbesteuerausfälle ersetzt entgangene Gewerbesteuer-

einnahmen und ist im vertikalen und horizontalen Finanzausgleich als Gewerbesteuersurrogat 

zu qualifizieren. Die Kompensationsbeträge werden bei der Abrechnung des Finanzausgleichs 

für das Jahr 2020 nach § 36 Absatz 5 in Verbindung mit § 6 Absatz 1 als Einzahlungen der 

Gemeinden in die Verbundgrundlagen und in die Berechnung der Steuerkraftzahlen im Jahr 

2022 nach § 36 Absatz 6 in Verbindung mit § 18 einbezogen. Da sich die Bemessung der 

Kompensationszahlung überwiegend auf vergangenheitsbezogene Gewerbesteueraufkommen 

ab 2016 stützt, wird für die Berechnung der Steuerkraftzahl, wie nachfolgend beschrieben, auf 

einen gewogenen Mittelwert der Hebesätze der Jahre 2016 bis 2019 und des 1. Halbjahres 2020 

zurückgegriffen. Durch die Berücksichtigung der Kompensationszahlungen bei der Steuer-

kraftberechnung ist gewährleistet, dass die Zahlung auch bei der Berechnung der Amts- und 

Kreisumlagegrundlagen im Jahr 2022 berücksichtigt werden. 

 

Die gemeindescharfen Zuweisungen im Jahr 2020 und die daraus abgeleiteten Steuerkraft-

zahlen für den Finanzausgleich 2022 werden durch die Anlage zu § 36 abschließend gesetzlich 

festgelegt. Die den Berechnungen im Wesentlichen zugrundeliegenden Daten werden in der 

Anlage 2 zur Gesetzesbegründung ausführlicher dargestellt. 
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Im Einzelnen liegen der Berechnung zu den Zuweisungen und zu den Steuerkraftzahlen 

folgende Verfahrensschritte zugrunde: 

 

1. Ermittlung der Schlüsselzahlen und Zuweisungsbeträge 2020 

a) Schlüsselzahlermittlung und Zuweisungsbetrag aus dem Verhältnis der Gewerbe-

steueraufkommen der Jahre 2016 bis 2019 für die Verteilung von 90 Prozent der 

Zuweisungssumme  

 

Datengrundlage:  

Den Berechnungen wurden die Daten der örtlichen Brutto-Gewerbesteueraufkommen der 

amtlichen Realsteuervergleiche nach § 4 Nummer 2 des Finanz- und Personalstatistik-

gesetzes für die Jahre 2016 bis 2019 unter rückwirkender Berücksichtigung der Gebiets-

veränderungen zugrunde gelegt. Grundlage des statistischen Berichts sind in 

Mecklenburg-Vorpommern die von den Rechnungsprüfungsämtern geprüften Steuerauf-

kommen und Hebesätze der Gemeinden für die jeweiligen Jahre.  

 

Zur Ermittlung der Werte für die zu berücksichtigenden Nettoaufkommen wurde 

zunächst der Gewerbesteuer-Grundbetrag der Gemeinde für die einzelnen Jahre 2016 bis 

2019 ermittelt, indem das Brutto-Gewerbesteueraufkommen durch den für das Jahr 

endgültigen Gewerbesteuer-Hebesatz dividiert wurde. Der Grundbetrag multipliziert mit 

35 Prozent ergibt den rechnerischen Abzugsbetrag für die Gewerbesteuerumlage, welche 

vom jeweiligen Gewerbesteueraufkommen zur Ermittlung des Netto-Gewerbesteuer-

aufkommens abgezogen wurde. 

 

Soweit die Gemeinden negative Gewerbesteueraufkommen in den Jahren 2016 oder 2017 

zu verzeichnen hatten, wurde von einer Summe des Gewerbesteueraufkommens von null 

ausgegangen. 

 

Im besonders gelagerten Einzelfall des gemeinsamen Gewerbegebietes „Klar-See“ 

wurden die Gewerbesteueraufkommen und die rechnerischen Gewerbesteuerumlagen des 

Gewerbegebietes den am Gewerbegebiet beteiligten Gemeinden Krackow, Glasow und 

der Stadt Penkun anteilig zugeordnet. Das Ergebnis dieser Berechnung wurde mit der 

zuständigen Amtsverwaltung abgestimmt. 

 

Berechnung der Schlüsselzahl: 

Die Berechnung der Schlüsselzahl erfolgte, indem die Summe der Netto-Gewerbesteuer-

aufkommen 2016 bis 2019 einer Gemeinde zur Summe der Netto-Gewerbesteuer-

aufkommen 2016 bis 2019 aller Gemeinden ins Verhältnis gesetzt wurde. 

 

Die Schlüsselzahlen wurden insoweit auf neun Stellen gerundet, sodass gewährleistet ist, 

dass die bundesgesetzlich vorgesehene Kompensationszuweisung ohne Rest auf die 

Gemeinden verteilt werden kann.  

 

Berechnung des Zuweisungsbetrags 

Zur Berechnung des gemeindlichen Zuweisungsbetrags wird die Schlüsselzahl für die 

Zuweisung im Jahr 2020 mit dem Betrag von 108 000 000 Euro multipliziert. 
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b) Schlüsselzahlen aus dem Verhältnis der festgestellten Mindereinnahmen der Gemeinden 

im 1. Halbjahr 2020 im Vergleich zum Aufkommen des 1. Halbjahres 2020 für die 

Verteilung von 10 Prozent der Zuweisungssumme 

 

Datengrundlage: 

Grundlage sind die von den Gemeinden übermittelten Daten zum Gewerbesteuer-

aufkommen im Zusammenhang mit der Durchführung des § 6 des Gemeindefinanz-

reformgesetzes (Abführung und Meldung der Gewerbesteuerumlage) zum jeweils ersten 

und zweiten Quartal 2019 und 2020, welche jeweils durch die übermittelten Daten nach 

§ 4 Nummer 2 b) des Finanz- und Personalstatistikgesetzes zur Kassenstatistik per 

30. Juni plausibilisiert sind. 

 

Berücksichtigt werden außerdem die nach § 4 Nummer 2 a) des Finanz- und Personal-

statistikgesetzes gemeldeten Angaben der bis 30. Juni des Jahres beschlossenen Ände-

rungen der Hebesätze der Gemeinden.  

 

Die Aufteilung des Gewerbesteueraufkommens für das Gewerbegebiet „Klar-See“ erfolgt 

nach gleichem Verfahren wie unter 1 a) beschrieben. 

 

Berechnung der Schlüsselzahl: 

Die Berechnung der Netto-Gewerbesteueraufkommen des 1. Halbjahres 2019 und 2020 

erfolgt nach dem gleichen Verfahren wie unter 1 a) für die Berechnungen der Netto-

Gewerbesteueraufkommen 2016 bis 2019 beschrieben.  

 

Die Berechnung der gemeindlichen Schlüsselzahlen erfolgt,  

a) indem in einem ersten Schritt die Netto-Gewerbesteueraufkommen des 1. Halbjahres 

2019 von der Summe der Netto-Gewerbesteueraufkommen des 1. Halbjahres 2020 

abgezogen wurden,  

b) sich im Saldo ergebenden negative Werte (Aufkommensverluste) aller Gemeinden 

addiert und die negativen Werte der einzelnen Gemeinde mit dieser Summe ins 

Verhältnis gesetzt werden. 

 

Die sich so ergebenden Schlüsselzahlen werden insoweit auf neun Stellen gerundet, dass 

gewährleistet ist, dass die vorgesehene Kompensationszuweisung ohne Rest auf die 

Gemeinden verteilt werden kann. 

 

Berechnung des Zuweisungsbetrags 

Zur Berechnung des gemeindlichen Zuweisungsbetrags 2020 wird die Schlüsselzahl mit 

dem Betrag von 12 000 000 Euro multipliziert. 

 

Der sich aus den Berechnungen nach a) und b) ergebende Gesamtzuweisungsbetrag wird 

aus Praktikabilitätsgründen auf volle Euro gerundet. 
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2. Ermittlung des für die Steuerkraftberechnung im Jahr 2022 zu berücksichtigenden Betrags 

nach § 36 Absatz 6 (Steuerkraftzahl zur Kompensationszuweisung) 

a) Der Zuweisungsbetrag der Einzelgemeinde nach § 36 Absatz 2 wird durch den sich für 

die Jahre 2016 bis 2019 und 2020 rechnerisch ergebenden gewogenen durchschnittlichen 

örtlichen Gewerbesteuerhebesatz geteilt und mit dem für das Jahr 2022 nach § 18 

Absatz 1 Satz 2 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern für die Gewerbe-

steuer gültigen Nivellierungshebesatz multipliziert. 

b) Der gewogene durchschnittliche örtliche Gewerbesteuerhebesatz wird ermittelt, indem 

die Summe der Beträge des örtlichen Brutto-Gewerbesteueraufkommens der Jahre 2016 

bis 2019, sowie des doppelten Betrags des 1. Halbjahres 2020, durch die Summe der 

örtlichen Gewerbesteuergrundbeträge 2016 bis 2019, sowie des doppelten Grundbetrags 

des 1. Halbjahres 2020 dividiert wird. Gebietsänderungen sind entsprechend rückwirkend 

ab 2016 zu berücksichtigen. 

 

Die der Berechnung zu den Zuweisungsbeträgen 2020 und zur Steuerkraftzahl 2022 im 

Einzelnen zugrunde gelegten Nettosteueraufkommen der Einzelgemeinden sind in der 

Anlage 2 zur Gesetzesbegründung abgedruckt. 

 

Die Neuregelung des § 37 beinhaltet den pauschalen Ausgleich von Gewerbesteuerminder-

einnahmen der Gemeinden im Jahr 2021. Mit dieser Vorschrift wird das Ergebnis des 

Gesprächs der Landesregierung mit den kommunalen Landesverbänden vom 

21. September 2020 (Ziffer 2 fünfter Unterstrich) umgesetzt. In Anbetracht der für das Jahr 

2021 zu erwartenden Steuermindereinnahmen der Gemeinden in Höhe von 105 Millionen Euro 

haben sich die Landesregierung und die kommunalen Landesverbände darauf verständigt, auch 

im Jahr 2021 Gewerbesteuerausfälle zu kompensieren. Dafür stellt das Land einmalig einen 

Betrag von 67 Millionen Euro als Steuersurrogat zur Verfügung. Entsprechend dem Gesprächs-

ergebnis hat die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden im FAG-Beirat zu erfolgen.  

 

Die Neuregelung des § 38 beinhaltet die vorzeitige Auskehrung des positiven Abrechnungs-

betrags aus dem Kommunalen Finanzausgleich des Jahres 2019 zugunsten der Kommunen. 

Gemäß § 35 Absatz 2 in Verbindung mit § 11 Absatz 3 Satz 2 des Finanzausgleichsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern wäre der aus dem Jahr 2019 fällige positive Abrechnungsbetrag im 

Jahr 2022 dem Sondervermögen „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ 

zuzuführen. Die coronabedingten Einnahmeverluste des Landes erfordern jedoch für das Jahr 

2021 eine zwingende Anpassung der Finanzausgleichsleistungen. Statt der im Doppelhaushalt 

2020/2021 geplanten 1 488 Millionen Euro werden auf Basis der aktuellen September-

Steuerschätzung die Finanzausgleichsleistungen um 185 Millionen auf 1 303 Millionen Euro 

reduziert. Zur Bewältigung der finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie soll mit dem 

Ziel der Stabilisierung der Finanzausstattung der Kommunen der positive Abrechnungsbetrag 

bereits im Jahr 2021 ausgezahlt werden, um den Kommunen die notwendige Liquidität zu 

geben. Zudem befinden sich viele Kommunen derzeit in der Haushaltsaufstellung für das 

kommende Jahr oder verfügen bereits über einen Doppelhaushalt 2020/2021. Mit der 

vorzeitigen Auskehrung der 101,7 Millionen Euro erhalten die Kommunen die notwendige 

Planungssicherheit. Mit dieser Regelung wird das Ergebnis des Gesprächs der Landesregierung 

mit den kommunalen Landesverbänden vom 21. September 2020 (Ziffer 2 erster Unterstrich) 

umgesetzt. 
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Die Berechnung des Abrechnungsbetrags für das Jahr 2019 ergibt sich aus Anlage 3 zur 

Gesetzesbegründung. 

 

Die Verwendung des positiven Abrechnungsbetrags als Aufstockungsbetrag der Finanz-

ausgleichsmasse nach § 13 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern führt zu einer 

bedarfsgerechten Verteilung der Zuweisungsmittel auf die Kommunen. Die Abrechnung des 

Familienleistungsausgleichs ist hierbei gesondert zu betrachten, weil das Aufkommen des 

Familienleistungsausgleichs ausschließlich der Teilschlüsselmasse für Gemeindeaufgaben 

zugutekommt. 

 

 
Zu Nummer 6 

 

Die gemeindescharfen Zuweisungen im Jahr 2020 und die daraus abgeleiteten Steuerkraft-

zahlen für den Finanzausgleich 2022 werden durch die Anlage zu § 36 abschließend gesetzlich 

festgelegt. 

 

 
Zu Artikel 5 - Änderung des Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2020/2021 
 
A Allgemeines 

 

Gemäß § 5 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern stellt das Land in jedem Haus-

haltsjahr den Kommunen Anteile aus seinen Einnahmen aus Steuern (Gemeinschaftssteuern, 

Landessteuern, Landesanteil an der Gewerbesteuerumlage und der Gewerbesteuer in gemeinde-

freien Gebieten), dem bundesstaatlichen Finanzausgleich einschließlich der Bundesergän-

zungszuweisungen sowie seinen Einnahmen vom Bund zum Ausgleich für den Wegfall der 

Kraftfahrzeugsteuer zur Verfügung, deren Höhe nach Maßgabe der §§ 7 bis 8 Finanz-

ausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern bestimmt wird. Wegen des engen Zusammen-

hangs zum jährlichen Landeshaushaltsplan wird die Verbundquote nicht im Finanzausgleichs-

gesetz Mecklenburg-Vorpommern selbst, sondern in diesem Gesetzentwurf bestimmt. Damit 

kommt das Land seiner Verpflichtung aus Artikel 106 Absatz 7 des Grundgesetzes nach, indem 

die Beteiligung der Kommunen an den Gemeinschaftssteuern durch die landesgesetzliche 

Bestimmung einer Verbundquote umgesetzt wird. Die für die Jahre 2020 und 2021 

notwendigen Daten (Einnahmen des Landes aus Steuern, bundesstaatlichem Finanzausgleich 

einschließlich Bundesergänzungszuweisungen und Einzahlungen aus Gemeindesteuern 

Mecklenburg-Vorpommern) liegen als regionalisierte Ergebnisse der Steuerschätzung vom 

September 2020 vor. 

 

Seit 2012 muss entsprechend der Vorgabe in § 3 Absatz 4 und § 4 Absatz 2 des Kommunalen 

Ausgleichsfondsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern die Höhe der Zuführungen und die 

jährliche Kreditaufnahme des Fonds sowie die Höhe der Entnahmen aus dem Fonds im Gesetz 

zur Festlegung der Verbundquoten des Kommunalen Finanzausgleichs für das jeweilige 

Haushaltsjahr bestimmt werden. Dabei ist die voraussichtliche Entwicklung der Finanzsituation 

der Kommunen zugrunde zu legen. Angesichts der aktuellen coronabedingten Einnahme-

ausfälle ist in den Jahren 2020 bis 2021 eine Stabilisierung der Entwicklung der kommunalen 

Finanzausstattung notwendig, um wieder das in der Novelle des Finanzausgleichsgesetzes 

Mecklenburg-Vorpommern vorgesehene Niveau zu erreichen.  
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Um dies zu erreichen, sind die Aufnahme von Krediten am Kapitalmarkt in Höhe von 

25,5 Millionen Euro durch das Sondervermögen „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-

Vorpommern“ erforderlich und eine Entnahme aus dem Sondervermögen von 35,5 Millionen 

Euro vorzunehmen. Diese Maßnahmen werden durch Bundesmittel aus dem Kommunalen 

Solidarpakt 2020 und durch zusätzliche Landesmittel an die Kommunen aus dem Sonder-

vermögen „MV-Schutzfonds“ ergänzt. 

 

 
B Besonderer Teil 
 
Zu Nummer 1 

 

Die Angabe ist für 2021 zu aktualisieren und an die vorläufige Berechnung der Finanz-

ausgleichsleistungen gemäß § 11 Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern im 

Rahmen des Nachtragshaushalts für 2021 anzupassen. Die geltende Finanzverteilung bildet die 

Berechnungsgrundlage für die Verbundquote nach den Vorgaben des Gleichmäßigkeits-

grundsatzes für das Jahr 2021 (Kommunalanteil beträgt ab 2020 34,163 Prozent, Landesanteil 

65,837 Prozent), siehe dazu nachfolgende Tabelle: 

 
Ableitung der Verbundquote Geldbeträge in Millionen Euro 2021 

1. Gemeindesteuern  1 292,0 

2. Landeseinnahmen (§ 6)  6 291,4 

2.2 Abzugsbeträge (§ 8) 148,1 

2.2.1 für Feuerschutzsteuer  9,5 

2.2.2 für Umsatzsteuer für KiTa-Betriebskosten  16,1 

2.2.3 für Umsatzsteuer für KiTa-Qualitäts- und -Teilhabe- 

verbesserungsgesetz 

37,7 

2.2.4 für Umsatzsteuer für Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst 0,0 

2.2.5 für flüchtlingsbedingte Kosten 25,5 

2.2.6 für Hartz IV-SoBEZ (netto) 29,2 

2.2.7 für Grunderwerbsteuer 30,0 

2.3 Landeseinnahmen nach Abzugsbeträgen  

(Steuerverbundgrundlagen, § 5)  

6 143,4 

3. Gemeindesteuern und Landeseinnahmen nach Abzugsbeträgen  

(Summe Positionen 1 und 2.3) 

7 435,4 

4. Kommunaler Anteil (§ 6 Absatz 1)  
 

4.1 relativer Anteil Kommunen an den Gesamteinnahmen 34,163 % 

4.2 konkreter Anteil Kommunen an den Gesamteinnahmen  

(Position 3* Pos. 4.1) 

2 540,1 

4.2.1 davon eigene Steuern der Gemeinden (Position 1) 1 292,0 

4.2.2 davon Finanzausgleichsanspruch (Basiswert) 1 248,1 

5 Verbundquote in Prozent (Position 4.2.2/Position 2.3) 20,316969 % 
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Zu Nummer 2 

 

§ 2 ist aufgrund der am 21. September 2020 vereinbarten Nutzung der Mittel des Sonder-

vermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ neu zu fassen mit dem 

Ziel, der Finanzausgleichsmasse zusätzliche Mittel aus dem Sondervermögen zur Verfügung 

zu stellen. Da die Finanzausgleichsleistungen 2021 bedingt durch die Corona-Pandemie im 

Ergebnis der September-Steuerschätzung erheblich sinken, ist zur Stabilisierung die Nutzung 

der Kreditermächtigung des Sondervermögens notwendig. Dazu darf das Sondervermögen 

„Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ Kredite von 25,5 Millionen Euro 

aufnehmen. Zuführungen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d des Kommunalen Ausgleichs-

fondsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern erfolgen nicht, weil 2021 keine Notwendigkeit zur 

Tilgung einer Kreditaufnahme des Sondervermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds 

Mecklenburg-Vorpommern“ besteht. 

 

Da Entnahmen aus dem Sondervermögen „Kommunaler Ausgleichsfonds Mecklenburg-

Vorpommern“ gemäß § 4 Absatz 2 Kommunales Ausgleichsfondsgesetz Mecklenburg-

Vorpommern gesetzlich zu regeln sind, wird Satz 3 notwendig. Die Zulässigkeit der Entnahmen 

ist an Bedingungen gebunden, diese sind in § 4 Absatz 2 Kommunalen Ausgleichs-

fondsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern enthalten. Der hiernach erforderliche erhebliche 

konjunkturelle Rückgang der Finanzausgleichsleistungen ist aufgrund der Wirkungen der 

Corona-Pandemie gegeben. Das in § 4 Absatz 2 Kommunales Ausgleichsfondsgesetz 

Mecklenburg-Vorpommern normierte reguläre Prüfverfahren, das auf die Abweichung der 

Plandaten mit den nach der historischen Entwicklung zu erwartenden Ausgleichsleistungen 

beruht, ist allerdings nicht anwendbar. Die Krise fällt unmittelbar in das erste Jahr einer Reform 

des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern, mit der eine starke Anhebung der 

Finanzausgleichsleistungen verbunden war. Da die Reformergebnisse gewahrt werden sollen, 

diese aber noch keinen Eingang in die historischen Vergleichsdaten gefunden haben, steht dies 

einer rechnerischen Ableitung der Entnahmen nach dem Beispiel des § 4 Absatz 2 Satz 2 

Kommunales Ausgleichsfondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern entgegen. Der Ausgleichs- 

und Stabilisierungsbedarf, der aus der aktuellen Krise resultiert, wurde zwischen der 

Landesregierung und den kommunalen Landesverbänden im Gespräch am 21. September 2020 

abgestimmt. Im Ergebnis werden sowohl das aktuelle Fondsvermögen (10 Millionen Euro) und 

die Mittel aus der Kreditaufnahme 2021 (§ 2 Satz 1 des Entwurfs des Verbundquoten-

festlegungsgesetzes 2020/2021) von 25,5 Millionen Euro zum Ausgleich des konjunkturell 

bedingten Rückgangs der kommunalen Finanzausstattung benötigt. Die Entnahme aus dem 

Fonds beträgt damit insgesamt 35,5 Millionen Euro. 

 

Die Finanzausstattung der Kommunen entwickelt sich in den Jahren 2019 bis 2021 wie folgt: 

(Abweichungen in den Summen durch Runden der Einzelwerte) 
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in Millionen Euro 

2019 

Soll 

2020 

Haushalts-

plan 

2021 

Haushalts-

plan 

Entwurf 

Nachtrag 

1. Finanzausgleichsleistungen (KFA) 

1.1 KFA Haushaltsplan einschließlich Aufstockungs- und 

Abrechnungsbeträge (Summe 1102 MG 01) 

1 180,1   

1.2 KFA Haushaltsplan 2020/Entwurf NHH 2021 mit 

September-Steuerschätzung 2020  

 (Summe 1102 MG 01) 

 

1 469,4 1 440,0 

2. Gemeindesteuern (2019: Mai-Schätzung 2019, 

2020/2021: September-Steuerschätzung 2020) 
1 314,0 1 198,0 1 292,0 

2.1 Gewerbesteuerkompensation Bund und Land  120,0 67,0 

3. kommunale Finanzausstattung als Summe 

Finanzausgleichsleistungen (einschließlich 

Abrechnungen) und Gemeindesteuern 

einschließlich Gewerbesteuerkompensation 

2 494,1 2 787,4 2 799,0 

3.1 Veränderungen zum Vorjahr:    

- Finanzausgleichsleistungen (Ziffer 1.1 und 1.2)  289,3 -29,4 

- Gemeindesteuern (Ziffer 2 und 2.1)  4,0 41,0 

- kommunale Finanzausstattung (Ziffer 3)  293,3 11,6 

4. Zuführungen von KAFG M-V an die 

Finanzausgleichsleistungen 
  35,5 

5. Weiterleitung Kosten der Unterkunft-Überhang  

 an Kommunen (aus Bundes-Entlastung  

 5 Milliarden Euro) 

 8,8 12,0 

6. kommunale Finanzausstattung mit Kosten der 

Unterkunft-Überhang und Zuführungen des 

Sondervermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds 

Mecklenburg-Vorpommern“ an 

Finanzausgleichsleistungen 

2 494,1 2 796,2 2 846,6 

6.1 Veränderungen zum Vorjahr  302,1 50,4 

6.2 relative Veränderung zum Vorjahr   12,1 % 1,8 % 

7. weitere Leistungen an Kommunen    

7.1 Zuführung an Entschuldungsfonds; Weiterleitung 

GMG-Anteil Land aus Bundes-Entlastung  

 5 Milliarden Euro an Kommunen 

33,5   

7.2 Kommunaler Solidarpakt: Kosten der Unterkunft-

Entlastung Bund 
 70,0 70,0 

7.3 kommunale Rücklagenbildung (Selbstverwaltung)  -40,0 40,0 

8. Summe gemäß Ergebnis des Gesprächs am 

21. September 2020 (Summe Ziffern 1+2+4+5+7)  
2 527,6 2 826,2 2 956,6 

 

Die kommunale Gesamtfinanzausstattung (Ziffer 6, Summe Finanzausgleichsleistungen, 

Gemeindesteuern einschließlich Gewerbesteuerkompensation und Kosten der Unterkunft-

Überhang sowie den Zuführungen des Sondervermögens „Kommunaler Ausgleichsfonds 

Mecklenburg-Vorpommern“) steigt damit trotz der Folgen der Corona-Pandemie gegenüber 

den Vorjahren bis 2021 weiter an. Insbesondere 2020 ist der Zuwachs zu 2019 von circa 

12 Prozent weiterhin erheblich. Darüber hinaus werden die Kommunen über den Kommunalen 

Solidarpakt vom Bund bei den Kosten der Unterkunft ab 2020 um jährlich 70 Millionen Euro 

entlastet (siehe Ziffer 7.2). Vor diesem Hintergrund werden insgesamt für die kommunalen 

Haushalte auch für die Haushaltsjahre 2020 und 2021 positive Finanzierungssalden erwartet. 
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Zu Artikel 6 Änderung des Landeshochschulgesetzes  
 
A Allgemeines 

 

Im Zusammenhang mit Artikel 1 - Sondervermögensgesetz „Universitätsmedizinen MV“ - ist 

die Grundlage für eine Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den Universitäts-

medizinen und der Staatlichen Hochbauverwaltung geschaffen worden. Dies soll über die durch 

§ 104c Landeshochschulgesetz errichteten gemeinsamen Bauleitungen hinaus in Form von 

personell verstärkten separaten Organisationseinheiten („Bauhütte-Universitätsmedizin“) als 

ein geeignetes Instrument, dem dringenden Bau- und Unterhaltungsbedarf der Universitäts-

medizinen zeit- und bedarfsgerecht nachzukommen, erfolgen. Diese separaten Organisations-

einheiten sind in die Struktur der Staatlichen Bau- und Liegenschaftsämter Rostock und 

Greifswald integriert und sollen als eigenständige Dezernate, die alle erforderlichen baufach-

lichen Disziplinen beinhalten (Hoch- und Tiefbau, Technische Gebäudeausrüstung, Projekt-

steuerung und Projektmanagement), aufgestellt werden. Zugleich bleibt weiterhin der Zugriff 

auf die hochspezialisierte weitere Infrastruktur der Staatshochbauverwaltung, insbesondere die 

Zentrale Vergabestelle und das Baujustiziariat im Finanzministerium, gewahrt. Ebenso (auch 

räumlich) integrativer Bestandteil dieser Organisationseinheiten soll eine Bedienstete oder ein 

Bediensteter der jeweiligen Universitätsmedizin sein, die oder der alle in diesem Rahmen zu 

erledigenden Bauaufgaben der jeweiligen Universitätsmedizin zwischen dieser und dem 

Dezernat baulich, administrativ und organisatorisch koordiniert, jedoch weiterhin der Dienst- 

und Fachaufsicht der Universitätsmedizin untersteht. Diese Position ist gleichzeitig die 

Schnittstelle in die jeweiligen Gremien der Universitätsmedizinen. Die Organisationseinheiten 

werden, soweit räumlich möglich, unmittelbar auf dem Gelände der Universitätsmedizinen 

untergebracht. 

 

 
B Besonderer Teil 

 

Durch die Einrichtung der Dezernate „Bauhütte-Universitätsmedizin“ werden die gemein-

samen Bauleitungen, die bislang in § 104c Absatz 2 Landeshochschulgesetz geregelt waren, 

abgelöst. Ebenso erstreckt sich die Zuständigkeit der neu einzurichtenden „Bauhütten“ nicht 

nur auf Maßnahmen im laufenden Betrieb. Unverändert legen die Universitätsmedizinen die 

auszuführenden Maßnahmen und deren Prioritäten fest, wobei die Bauherreneigenschaft der 

Staatlichen Hochbauverwaltung nach wie vor unberührt bleibt. 

 

Mit dem neuen § 104c Absatz 3 Landeshochschulgesetz können die Universitätsmedizinen die 

vorrangige Erledigung aller eigenfinanzierten Baumaßnahmen, nicht nur derjenigen außerhalb 

des laufenden Betriebs, gegenüber der Staatlichen Hochbauverwaltung anweisen. 

 

 
Zu Artikel 7 - Inkrafttreten 

 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das rückwirkende Inkrafttreten der Artikel 2 und 3 

zeitgleich mit Teilen des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2020 ermöglicht die Finan-

zierung bereits geleisteter Ausgaben aus dem Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ bei der 

Überwindung und Bewältigung der Corona-Pandemie. 
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Anlage 1 

zur Gesetzesbegründung 
 
Ergebnis des Gesprächs zwischen der Landesregierung und den kommunalen Landes-
verbänden am 21.09.2020 
 
 
Präambel 
 

Land und Kommunen sind den Weg in der Corona-Krise von Beginn an in großer Gemein-

samkeit gegangen. Das vorbildliche Corona-Management Mecklenburg-Vorpommerns beruht 

auf dem regelmäßigen und vertrauensvollen Austausch und der engen Abstimmung zwischen 

kommunaler und Landesebene. 

 

Das Land steht zu seiner Verantwortung und misst der Unterstützung der Kommunen bei der 

Bewältigung der coronabedingten zusätzlichen Aufgaben einen sehr hohen Stellenwert bei. 

 

In den vergangenen Monaten hat es deshalb schnell und unbürokratisch Hilfe geleistet. So 

wurde eine zentrale Beschaffung und Verteilung der Schutzausrüstung durch das Land organi-

siert und vorfinanziert. Auch die Maßnahmen des durch das Land getragenen MV-Schutzfonds 

kommen den Kommunen zugute. Durch umfangreiche Hilfsprogramme werden die lokale 

Wirtschaft sowie Kultur- und Sozialeinrichtungen gestützt. Darüber hinaus werden im Bereich 

der Krankenversorgung Infrastrukturinvestitionen finanziert. 

 

Diese erfolgreiche Zusammenarbeit gilt es weiter fortzuführen.  

 

Infolge der Corona-Pandemie sind erhebliche Steuerausfälle auf allen Ebenen zu verzeichnen. 

Dabei ist absehbar, dass die Negativeffekte auf Landes- und Kommunalhaushalte mehrere Jahre 

anhalten werden, ehe das Niveau der Einnahmen des Jahres 2019 wieder erreicht wird.  

 

Land und Kommunen stehen nun vor der Aufgabe, in einer gemeinsamen Anstrengung ihre 

Haushalte an die geänderten Rahmenbedingungen anzupassen. Das Land Mecklenburg-

Vorpommern ist sich seiner Verantwortung gegenüber den Kommunen bewusst und wird 

anknüpfend an die guten Erfahrungen der vergangenen Monate gemeinsam mit den Kommunen 

tragfähige Lösungen zu entwickeln. 

 

Die anlässlich des Nachtragshaushaltes 2021 des Landes erfolgenden Abstimmungen über die 

Kommunalfinanzen in diesem und dem kommenden Jahr sind dabei ein weiterer Schritt, den 

Land und Kommunen gemeinsam gehen werden. 

 

Die im partnerschaftlichen Dialog zwischen Land und Kommunen erreichte Neuordnung des 

kommunalen Finanzausgleichs ist ein herausragendes Ergebnis der laufenden Legislatur-

periode. Mit der im April verabschiedeten FAG-Novelle 2020 erhalten die Kommunen im Land 

eine angemessene und aufgabengerechte Finanzausstattung. Nach dem Planungsstand im 

Zeitpunkt der Verhandlungen war ab 2020 ein Anstieg der kommunalen Finanzausstattung um 

352 Mio. Euro zu erwarten. Damit wurde insbesondere die kommunale Investitionskraft 

wesentlich gestärkt. Gleichzeitig wurden die Kommunen in ihren Konsolidierungs- und 

Entschuldungsbemühungen unterstützt. Nachdem bereits das kommunale Kassenergebnis 2019 

deutliche Überschüsse auswies, waren für die Jahre 2020 und 2021 weitere Verbesserungen 

absehbar.  
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Die Corona-Pandemie führt jetzt allerdings zu erheblichen Auswirkungen auf die öffentlichen 

Haushalte. Neben zusätzlichen Ausgabebedarfen ergeben sich spürbare Effekte auf der 

Einnahmeseite. Nach dem Ergebnis der aktuellen Interims-Steuerschätzung im September 2020 

gehen die Steuereinnahmen von Land und Gemeinden gegenüber den ursprünglichen 

Haushaltsplanungen pandemiebedingt deutlich zurück. Das Land muss im Jahr 2020 mit 

Steuerausfällen in Höhe von rd. 798 Mio. Euro und im Jahr 2021 in Höhe von 756 Mio. Euro 

rechnen. Die Gemeindesteuern sollen im Jahr 2020 um 150 Mio. Euro und 2021 um 

105 Mio. Euro zurückgehen. Dies bedeutet einen Rückgang im Jahr 2020 für Land und 

Kommunen von jeweils rund 11 Prozent und im Jahr 2021 von rd. 11 Prozent für das Land und 

rd. 7 Prozent für die Kommunen. Ohne weitere Hilfen von Land und Bund würden die Finanz-

ausgleichsleistungen im Jahr 2021 um 185 Mio. Euro zurückgehen. 

 

Das Land steht trotz seiner Einnahmeausfälle zu den mit der FAG-Novelle zugesagten hohen 

investiven Ausgaben zugunsten der kommunalen Ebene. Die im Konjunkturpaket des Bundes 

enthaltene Entlastung des Landes beim Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz 

(AAÜG) nutzt das Land, um diese Zusage einzuhalten. 

 

Land und Kommunen sind sich einig, bei der Bewältigung der finanziellen Auswirkungen der 

Corona-Pandemie den partnerschaftlichen Dialog fortzusetzen. Neben einem fairen Ausgleich 

der Lasten zwischen Land und Kommunen sollen die Ziele der FAG-Reform weiterverfolgt 

werden. In diesem Sinne haben sich Landesregierung und die kommunalen Landesverbände 

auf folgende Eckpunkte verständigt: 

 

 
1. Das Land und der Bund gewährleisten, dass die kommunalen Einnahmen im Jahr 2020 das 

geplante Niveau erreichen. Sie werden damit die Einnahmen des Jahres 2019 deutlich 
übersteigen.  

 

- Das Land stellt seinen Gemeinden unter Einbeziehung der Bundesmittel noch im Jahres-

verlauf 2020 eine pauschale Kompensation von 120 Mio. Euro für Gewerbesteuerausfälle 

bereit.  

 

Die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden erfolgt entsprechend der Empfehlung 

des FAG-Beirates anhand eines Mischschlüssels. Dieser berücksichtigt zu 90 Prozent die 

Gewerbesteueranteile der Jahre 2016 bis 2019 und zu 10 Prozent die Gewerbesteuer-

rückgänge im ersten Halbjahr 2020. 

 

Die pauschale Gewerbesteuerkompensation ersetzt entgangene Gewerbesteuereinnahmen 

und ist im vertikalen und horizontalen Finanzausgleich als Gewerbesteuersurrogat zu 

qualifizieren. Die Kompensationsbeträge werden als Einzahlungen der Gemeinden in die 

Verbundgrundlagen und in die Berechnung der Steuerkraftzahlen einbezogen. Sie unter-

liegen damit auch der Amts- und Kreisumlage. Die Kompensationszahlung des Bundes für 

die Nachteile im bundesstaatlichen Finanzausgleich wird als Einnahme des Landes 

fairerweise ebenfalls in den Verbundgrundlagen berücksichtigt. 

 

- Trotz der erheblichen Einnahmeausfälle wird das Land entsprechend der gesetzlichen 

Regelungen im FAG die im Haushaltsplan veranschlagten hohen Finanzausgleichleistungen 

des Jahres 2020 in unverminderter Höhe auszahlen. 
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- Der Bund hat sich zudem im Rahmen seines Konjunkturprogramms bereit erklärt, ab dem 

Jahr 2020 einen dauerhaft um 25 Prozentpunkte höheren Anteil an den Kosten der 

Unterkunft und Heizung im SGB II (KdU) zu übernehmen. Die Kommunen des Landes 

profitieren daran aktuell in einer Größenordnung von 70 Mio. Euro. 

 

Mit diesen Maßnahmen werden die kommunalen Einnahmen in 2020 die ursprünglichen 

Planungen voraussichtlich um ca. 40 Mio. Euro übertreffen. Diese Mehreinnahmen werden von 

den Kommunen im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung genutzt (z. B. durch 

Rücklagenbildung), um die Finanzausstattung 2021 zu stabilisieren. 

 

 
2. Auch im Jahr 2021 sollen die kommunalen Einnahmen auf dem hohen geplanten Niveau 

stabilisiert werden. Sie werden die Einnahmen des Jahres 2019 deutlich übersteigen. 

 

Die zwingende Anpassung der Einnahmeansätze beim Land im Nachtragshaushalt 2021 führt 

ab dem Jahr 2021 zu einer Reduzierung der Finanzausgleichsleistungen. Um dennoch die 

kommunalen Einnahmen auf dem geplanten hohen Niveau zu stabilisieren und die Investitions-

fähigkeit der Kommunen zu erhalten, werden folgende weitere Maßnahmen vereinbart: 

 

- Der positive Abrechnungsbetrag des kommunalen Finanzausgleichs für das Jahr 2019 

von ca. 102 Mio. Euro wird vorzeitig bereits im Jahr 2021 für eine Stabilisierung der 

Schlüsselzuweisungen eingesetzt.  

 

- Aus dem Kommunalen Ausgleichfonds Mecklenburg-Vorpommern wird den 

Kommunen ein Betrag von 35,5 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Für diese Zwecke wird 

die Kreditermächtigung in Höhe von 25,5 Mio. Euro in Anspruch genommen. 

 

- Das Land stellt den Kommunen weitere 35,5 Mio. Euro zur Verstärkung der Schlüsselmasse 

einmalig im Jahr 2021 zur Verfügung.  

 

- Die Kommunen erhalten in den Jahren 2021 und 2022 Beträge für den sog. KdU-Überhang 

in Höhe von 12,031 Mio. Euro und 11,486 Mio. Euro (Ziffer 4 des Ergebnisprotokolls vom 

24.09.2019). Hintergrund ist die Änderung des Transferweges für das sog. 5-Mrd.-Euro-

Paket des Bundes. 

 

- Das Land stellt im MV-Schutzfonds darüber hinaus für kommunale Zwecke einmalig einen 

zusätzlichen Betrag von 67 Mio. Euro zur Verfügung. Diese Mittel werden vorgesehen, um 

die Gewerbesteuerausfälle im Jahr 2021 zu kompensieren und ggf. entsprechende Bundes-

mittel zu ergänzen. Die Verteilung der Mittel zwischen den Gemeinden erfolgt nach 

Abstimmung im FAG-Beirat.    

 

Die finanziellen Auswirkungen der Ziffern 1 und 2 sind in der Anlage 1 dargestellt. 
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3. Land und Kommunen setzen in weiteren Bereichen ihre partnerschaftliche Zusammenarbeit 

fort 

 

Nach Einschätzung der Landesregierung ist es beihilferechtlich nicht möglich, ohne die 

Durchführung eines Notifizierungsverfahrens die komplette Auszahlung der Entschuldungs-

hilfen für Wohnungsbaualtschulden nach § 3 Altschuldenhilfegesetz an die Gemeinden und 

an deren kommunale Wohnungsunternehmen vorzunehmen. Daher hat sich die Landes-

regierung zusammen mit den kommunalen Landesverbänden im FAG-Beirat auf folgendes 

Verfahren verständigt: Zuerst soll eine Entschuldung der nach Ansicht des Gutachters 

Dr. Schütte beihilferechtlich zulässigen Fälle erfolgen. Des Weiteren soll an alle Gemeinden, 

die Wohnungsbaualtschulden in den Kernhaushalten haben, sowie an alle Gemeinden, deren 

kommunale Wohnungsgesellschaften Altschulden aufweisen, eine Entschuldungshilfe jeweils 

bis zu 200.000 Euro unter Berücksichtigung der De-Minimis-Richtlinie ausgezahlt werden. 

Diese beihilferechtskonformen Zuweisungen sollen in diesem und im nächsten Jahr gewährt 

werden. Parallel dazu bereitet die Landesregierung unter Federführung des Finanzministeriums 

ein formelles Notifizierungsverfahren bei der Kommission vor, um so die restliche Entschul-

dung der Gemeinden und deren kommunale Wohnungsgesellschaften zu erreichen. 

 

Es wird ein ÖPNV- Rettungsschirm für das Land Mecklenburg-Vorpommern in Höhe von 

voraussichtlich 56 Mio. Euro gespannt. Die Finanzierung erfolgt zu 50 Prozent durch den Bund, 

zu 40 Prozent durch das Land und zu 10 Prozent durch die Kommunen bzw. kommunalen 

Aufgabenträger. 

 

Die Ausweitung des Breitbandausbaus um weitere Programmpunkte (graue Flecken und 

Nachverdichtung) wird zu gleichen Konditionen wie das Ursprungsprogramm unter Einbezie-

hung des Kommunalen Aufbaufonds finanziert. Dafür stellt das Land in den kommenden Jahren 

zur Kofinanzierung von Bundesmitteln ca. 300 Mio. Euro zur Verfügung.  

 

Im Rahmen des Bundeskonjunkturpakets hat der Bund zugesagt, den Öffentlichen Gesund-

heitsdienst (ÖGD) bis zum Jahr 2026 zu unterstützen. Insbesondere soll das Personal 

aufgestockt werden. Nach Abstimmung zwischen dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Gesundheit und den kommunalen Gesundheitsämtern werden die Bundesmittel für die 

zusätzlichen Stellen im Verhältnis 80 Prozent (kommunale Ämter) zu 20 Prozent (LAGuS, 

WM/SM) verteilt. Dies entspricht dem Aufgabenverhältnis zwischen Land und Kommunen in 

Mecklenburg-Vorpommern. Das Land geht davon aus, dass die Aufgaben des ÖGD dem 

übertragenen Wirkungskreis zuzuordnen sind. Die Finanzierung der zusätzlichen Stellen ab 

dem Jahr 2027 wird rechtzeitig zwischen den Kommunen und dem Land geklärt. 

 

 
4. Ausblick auf weitere gemeinsame Aufgaben ab dem Jahr 2022  

 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie werden auch über das Jahr 2021 hinaus Heraus-

forderungen für Land und Kommunen mit sich bringen. Land und Kommunen vereinbaren 

daher eine Evaluierung und werden ab November 2021 eine Bestandsaufnahme und einen 

Ausblick auf die damit verbundenen finanziellen Auswirkungen einschließlich der 

KdU-Entlastung durch den Bund auf ihre Haushalte machen. Dabei werden folgende Punkte 

näher in den Blick zu nehmen sein: 
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- Für das Ausgleichsjahr 2020 wird ein hoher Abrechnungsbetrag zulasten der Kommunen 

erwartet. In diesem Zusammenhang wird eine Streckung des Abrechnungsbetrages zu prüfen 

sein.  

 

- Der Kommunale Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern wird zur Verstetigung der 

kommunalen Finanzausstattung genutzt. Für diese Zwecke steht eine Kreditermächtigung 

von bis zu 124,5 Mio. Euro zur Verfügung.  

 

- Unter Berücksichtigung der aktuell schwierigen Finanzsituation und der mit der COVID-19-

Pandemie verbundene Herausforderungen der kommunalen Ebene erklärt sich das Land 

bereit, die 2004 eingeführte Zuweisung für die Wohngeldeinsparungen im Jahr 2021 weiter 

zu gewähren.  

 

Die Landesregierung wird hierzu mit den Kommunen Ende November 2021 eine Evaluierung 

der Finanzierungslasten im Sozialbereich durchführen. Eine Gesamtschau der finanziellen 

Lasten soll dabei die Themen Unterhaltsvorschussgesetz, Kinderförderungsgesetz und das 

Bundesteilhabegesetz umfassen.  
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Planansätze IST-Werte Differenz

1 Gemeindeeinnahmen

1.1 Gemeindesteuern 1.331,0       1.346,1       15,1            

2. Landeseinnahmen

2.1 Landeseinnahmen gemäß § 7 Abs. 1 FAG M-V 6.221,0       6.619,6       398,6          

2.1.1 davon Steuern 4.945,3       5.361,1       415,8          

2.1.2 davon LFA 538,0          535,6          2,4 -             

2.1.3 davon BEZ 737,7          722,9          14,8 -           

2.2 Abzugsbeträge für GMG gemäß § 7 Abs. 2 FAG M-V: 281,6          351,2          69,7            

2.2.1 IfG-Anteil 195,3          195,3          -               

2.2.2 SoBEZ Hartz IV netto 54,9            54,9            -               

2.2.3 Feuerschutzsteuer 8,5              8,7              0,2              

2.2.4 Kita BA 16,1            16,1            -               

2.2.5 Integrationspauschale -               37,8            37,8            

2.2.6 UMA 6,7              6,7              -               

2.2.7 Asylpauschale 670 -               14,2            14,2            

2.2.8 Umsatzsteuer für KiTa-Kosten Asyl / Verbesserung der Kinderbetreuung -               8,2              8,2              

2.2.9 Gute Kita (Qualität und Teilhabe KITA) -               9,3              9,3              

2.2.10 Grunderwerbsteuer für StraBau -               -               -               

2.3 Landeseinnahmen nach § 7 Abs. 2 FAG M-V (Pos. 2.1 - Pos. 2.2) 5.939,5       6.268,4       328,9          

3. Gesamteinnahmen i.S.d. § 7 Abs. 3 FAG

3.1 Gemeindesteuern und Landeseinnahmen (Summe 1.1 und 2.3) 7.270,5       7.614,5       344,0          

4. Kommunaler Anteil

4.1 relativer Anteil Kommunen an den Gesamteinnahmen 34,496% 34,496% 0,000%

4.2 konkreter Anteil Kommunen an den Gesamteinnahmen (Pos.3 * Pos.4.1) 2.508,0       2.626,7       118,7          

4.2.1 davon eigene Steuern der Gemeinden (Pos. 1.1) 1.331,0       1.346,1       15,1            

4.2.2 davon Finanzausgleichsanspruch (Basiswert) 1.177,0       1.280,6       103,6          

4.2.2.1 nachr.: durchschnittliche Verbundquote in % (Pos. 4.2.2 / Pos. 2.3) 19,816951% 20,429793% 0,612842%

5. Aufstockungen, Übertragungen, Abrechnungen in MG01

5.1 Aufstockungsbetrag wegen Familienleistungsausgleich 18,2            16,4            1,9 -             

5.2 Aufstockung wegen komm. Asylbelastungen -               -               -               

5.3 Aufstockungsbetrag übertragener Wirkungskreis 9,7              9,7              -               

5.4 Weiterleitung Landesanteil 5-Mrd.-Euro-Paket des Bundes -               -               -               

5.5 Aufstockungsbetrag Zuweisungen Infrastruktur -               -               -               

5.6 Übertragung für Theater und Orchester 24,9 -           24,9 -           -               

5.7 Übertragung für Straßenbau und ÖPNV -               -               -               

5.8 Beträge aus Abrechnungen Finanzausgleichsleistungen -               -               -               

5.9 Sanktionsleistungen -               -               -               

6. Finanzausgleichsleistungen

6.1 Finanzausgleichsanspruch MG01 1.180,1       1.281,8       101,7          

101.716.866

7 nachr. Familienleistungsausgleich (in Position 6 enthalten)

7.1 Familienleistungsausgleich für 2019 75,9            75,4            0,5 -             

7.2 Abrechnungen für Vorjahre -               -               -               

-451.599 Abrechnungsbetrag Familienleistungsausgleich2019 in Euro

Abrechnungsbetrag 2019 in Euro

Abrechnung Finanzausgleichsleistungen

A) Ausgangsdaten

B) Finanzverteilung gemäß § 7 Abs. 3 FAG M-V

2019


